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Klaus Schmierl 

Amorphie im „Normierten Verhandlungssystem" -
Wandel industrieller Beziehungen im internationalen 
Unternehmensverbund 

1. Internationalisierung ohne Interessenvertretung? 

2. Allgemeine Erosionstendenzen des „Normier ten 
Verhandlungssystems" 

3. Gesteigerte Aushöhlung des „Normier ten Verhandlungs­
systems" in transnationalen Produktionsnetzwerken 

4. Neue Verhandlungsfelder für Betr iebsrä te und Gewerk­
schaften? 

Vorbemerkung 

Die verstärkte Internationalisierung von Entwicklungs- und Produktions­
beziehungen in der Industrie setzt die jeweiligen nationalen Institutionen 
und Routinen der Aushandlung von Interessengegensätzen zwischen der 
Kapitalseite und der Interessenvertretung der Arbei tskräfte einem neuen 
Veränderungsdruck aus. D ie durch die Internationalisierung des Wettbe­
werbs verschärften Konkurrenzverhäl tnisse erzwingen von der überbe­
trieblichen Tarifpolitik auf der Ebene von Branchen und Regionen A n ­
passungsleistungen und neue Flexibilitäten. Neuartige überbetr iebl iche 
Strukturprinzipien transnationaler Konzerne verändern aber auch die 
Grundlagen der Interessenvertretung auf der betrieblichen Ebene. Dieser 
Wandel industrieller Beziehungen im Betrieb als Konsequenz unterneh­
merischer Internationalisierungsstrategien soll in diesem Beitrag im Mi t ­
telpunkt stehen. Es wird die Frage aufgegriffen, ob sich in internationalen 
Un te rnehmensve rbünden nur eine Neuordnung der Vertretungsform 
oder eine grundlegende Erosion der bisherigen M o d i von Interessenver­
tretung feststellen läßt. Ohne die Antwort auf diese Frage bereits vorweg­
nehmen zu wollen, geht es im folgenden um die empirische Illustration ei-
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ner vierteiligen Hypothese zur gegenwärtigen Veränderung der Bedin­
gungen betrieblicher Interessenvertretung: 

A l s Ergebnis von betr iebsübergreifenden Rationalisierungsstrategi­
en und aktuell verstärkten Internationalisierungsprozessen in der In­
dustrie kommt es zur Verflüssigung der Außengrenzen von Betrie­
ben. 

Der Betrieb als das Gravitationszentrum von Arbeit , auf dessen Ba ­
sis Prozeduren und Akteure des normierten Verhandlungssystems 
wirksam sind, veränder t seine Form und seine Grenzen. 

Gerade in matrixartig strukturierten Un te rnehmensve rbünden und 
Produktionsnetzwerken wird betriebliche Interessenvertretung 
durch vier (im Text näher er läuter te) Mechanismen ausgehöhlt . 

M i t dem Auseinanderfallen der strategischen Entscheidungsebene 
und dem Betrieb als Verhandlungsbasis laufen so die Verhandlungs­
und Mitbestimmungsrechte ins Leere. 

Im folgenden werden nach einer kurzen Darstellung des Stands der so­
zialwissenschaftlichen Forschung zum Thema (Abschnitt 1) einige Merk­
male des hier konzeptuell zugrundegelegten „normier ten Verhandlungs­
system" erläutert (Abschnitt 2). Daran anschließend werden die in den 
Untersuchungsbetrieben in der Empir ie ermittelten hauptsächlichen Ent­
wicklungstendenzen beschrieben, die das deutsche System der industriel­
len Beziehungen einer Erosion unterwerfen, deren endgültige Wirkung 
und Endzustand noch nicht ausgemacht werden können (Abschnitt 3). In 
einem vierten Abschnitt soll abschließend der Frage nachgegangen wer­
den, inwieweit in den mit der Internationalisierung zusammenhängenden 
neuen unternehmerischen Strukturprinzipien für betriebsrät l iche und ge­
werkschaftliche Interessenvertretung möglicherweise auch Elemente ver­
borgen sind, die neue und/oder veränder te Handlungs- und Machtpoten­
tiale bzw. Einflußsphären für die Interessenvertretung der Belegschaften 
und Arbeitskräfte beinhalten. 

1. Internationalisierung ohne Interessenvertretung? 

(1) Sozialwissenschaftliche Analysen moderner Unternehmensstrategien 
kommen immer weniger ohne die Begriffe Globalisierung, Internationali-
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sierung oder Regionalisierung aus.1 Ungeachtet unterschiedlicher E i n ­
schätzungen hinsichtlich der Bindungslosigkeit respektive Notwendigkeit 
zur lokalen Verortung von Unternehmen 2 wird für die größeren und be­
kannteren, zunehmend aber auch mittelständischen Unternehmen ein ge­
nereller Trend zur grenzüberschrei tenden Produktion und Wer tschöp­
fung festgestellt (Schmied 1997; Schultz-Wild, von Behr 1998), dessen or­
ganisatorische Form sich mit dem Terminus des Netzwerks umschreiben 
läßt (u.a. M i l l , Weißbach 1992; Flecker, Schienstock 1994; Schienstock 
1994; Fischer, Gensior 1995; D ö r r e 1996; Sauer, Döh l 1994; 1997). 

E i n mittlerweile beachtlicher Apparat von Diskussionsbei trägen liegt da­
bei zur Definition und Bestimmung des neuen Charakters und der Ange­
messenheit bestimmter Begriffe zur Beschreibung gegenwärtiger Interna-
tionalisierungsstrategien der Unternehmen vor: So lassen sich für diese 
aktuellen Unternehmensnetzwerke im wesentlichen globale, multinatio­
nale und transnationale Strategien unterscheiden (vgl. Hirsch-Kreinsen 
1997). A l l e n dreien gemeinsam ist die nicht mehr nur national gebundene 
Produktion und die vers tärkte internationale Ausrichtung der Wirt­
schaftsaktivitäten. 

Auch wenn in der aktuellen Diskussion von einzelnen Beteiligten immer 
wieder die Frage gestellt wird, ob die gegenwärtigen Internationalisie-
rungstendenzen in der Wirtschaft etwas grundsätzlich Neues darstellen 
bzw. worin dieses konstatierte Neue denn bes tünde und ob als global be­
zeichnete Unternehmen auch tatsächlich global agieren oder sich erst auf 
einer Vorstufe zu vollständigen „global players" befinden (Här te l u.a. 
1996; D ö r r e u.a. 1997; Hoffmann 1997; Wortmann, Dör renbäche r 1997), 
so dürfte wohl in der Breite Einigkeit darüber herrschen, daß das tradi­
tionelle Verhältnis zwischen Konzernmutter und Töchtern , bei dem die 
Auslandsstandorte quasi identische Nachahmungen der Produktionsbe­
triebe des Mutterunternehmens waren und alle nicht unmittelbar produk­
tiven Funktionen wie F & E , Finanzwesen, Controlling, Datenverarbeitung 
und Personalwesen in der Zentrale gebündel t oder weitgehend autark 

1 Zur Begriffsdefinition vgl. Germann u.a. 1996. 
2 Während die Vertreter der einen Position eine nahezu vollständige Bindungs­

und Heimatlosigkeit wirtschaftlicher Akteure bevorstehen sehen (Reich 1993; 
Afheldt 1994; Narr, Schubert 1994; Ohmae 1994; Martin, Schumann 1996), be­
tonen die Protagonisten der Gegenposition die Bedeutung von auch bei im 
Prinzip globalen Märkten und Austauschbeziehungen weiterbestehenden hei­
mischen Operationsbasen mit lokalen Bindungen und Kontakten (Dörre 
1996). 
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agierende Tochterunternehmen waren, derzeit in weitaus differenzierte­
ren Modellen aufgeht (Flecker, Schienstock 1994; Hirsch-Kreinsen 1997). 
Die doppelte Zielsetzung von „Dezentral is ierung und Vermarktlichung" 
(Sauer, Döh l 1997) läßt im Zuge von Prozessen einer „strategischen De­
zentralisierung" (Faust u.a. 1994) „global grid"- und „global matrix"-
Strukturen (Flecker, Schienstock 1994), oder eben auch die in diesem 
Beitrag im Vordergrund stehenden organisatorischen Manifestationen ei­
ner „ t ransnat ionalen Strategie", entstehen (Hirsch-Kreinsen 1996; 1997; 
bei Macharzina (1996) wird dieser Strategietyp als blockiert globale Stra­
tegie bezeichnet). 

(2) In diesem Beitrag soll jedoch weniger ein akademischer Diskurs eröff­
net werden, welcher „neuen" A r t die gegenwärt igen Internationalisie-
rungstendenzen von Unternehmen sind. Es geht vielmehr um die Frage, 
inwieweit sich gegenwärtig - unter anderem (oder maßgeblich?) ausge­
löst durch die zunehmende Internationalisierung von Unternehmen - ein 
dramatischer Wandel industrieller Beziehungen im internationalen Unter-
nehmensverbund feststellen läßt, der eine steigende Amorphie im „Nor­
mierten Verhandlungssystem" anzeigt. 

Im Gegensatz zum breiten Umfang der weitgehend volkswirtschaft­
lich, wirtschaftspolitisch oder auch gewerkschaftspolitisch geprägten 
Debatte zur Globalisierung fehlen hingegen hierzu in der Sozialwis­
senschaft konzeptuell fundierte und vor allem empirisch gestützte 
Untersuchungen zu den Wechselwirkungen der Internationalisie-
rungsstrategien mit den nationalen industriellen Beziehungen. Die 
meisten Li teraturbei t räge zur Internationalisierung verbleiben auf 
der wirtschafts- und sozialpolitischen bzw. unternehmensstrategi­
schen Ebene; Auswirkungen und Zusammenhänge zu den nationalen 
Regelungssystemen der Arbeitskraftnutzung fehlen fast völlig oder 
werden allenfalls kursorisch am Rande benannt (Reich 1993; Afheldt 
1994; Narr, Schubert 1994; Ohmae 1994; U N C T A D 1995; Mart in, 
Schumann 1996). 

Breiter diskutiert sind auch die Definition und die Bestimmung des 
neuen Charakters und der Angemessenheit bestimmter Begriffe zur 
Beschreibung gegenwärtiger Internationalisierungsstrategien der 
Unternehmen (z.B. zum Terminus des Netzwerks: M i l l , Weißbach 
1992; Schienstock 1994; Fischer, Gensior 1995) oder auch zur Typi ­
sierung der Internationalisierungsstrategien in globale, multinationa­
le oder transnationale (Macharzina 1996). 
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Ebenso sind die aus statistischen Daten abgeleiteten, makroökono­
mischen Analysen zur Internationalisierung von Betrieben und Bran­
chen reichhaltig; doch erlauben diese aufgrund der aggregierten D a ­
ten nicht die Beantwortung der uns interessierenden Fragestellungen 
von Veränderungen , denen die betrieblichen Interessenvertretungen 
innerhalb der internationalisierenden Unternehmen ausgesetzt sind 
(vgl. z .B. Här te l u.a. 1996; Hummel u.a. 1996). 

Allenfalls der (zumeist gewerkschaftsnahen) Erör t e rung von Stand 
und Verbreitung von Euro-Bet r iebsrä ten wird in Zusammenhang 
mit internationalisierenden Unternehmen etwas größere Aufmerk­
samkeit geschenkt, wobei diese ja bereits die Folge von gewerk­
schaftspolitischen Forderungen anläßlich der - in den Beiträgen 
nicht beschriebenen - Erosionstrends innerhalb von Konzernen ist 
(Deppe 1992; Schulten 1992; Lecher 1996; Marginson, Sisson 1996; 
Stützel 1996). 

Gemeinsam ist aber den meisten Diskussionsbei trägen folgendes: Sobald 
die mehr oder weniger ausführlichen Darstellungen auf ihren empiri­
schen Reali tätsgehalt und ihre praktische Relevanz hinterfragt werden, 
wird die zwischen analytischer Aussage einerseits sowie methodischer 
Überprüfbarkei t und empirischer Basis andererseits klaffende Lücke 
deutlich. Es kommt nicht von ungefähr, daß Schienstock 1994 bei der Z u ­
sammenstellung empirischer Befunde zum Zusammenhang zwischen 
Netzwerk-Strukturen und Arbeitsbeziehungen ausschließlich auf angel­
sächsische Literatur zurückgreifen mußte . 

(3) Die wohl umfassendste industriesoziologische empirische Studie zum 
Wandel der industriellen Beziehungen im Zuge fortschreitender Interna­
tionalisierung legten demgegenüber Düll und Bechtle 1991 vor. D ie U n ­
tersuchung umfaßte mehrere Fabriken eines Konzerns der Elektroindu­
strie in der Bundesrepublik, in Frankreich und Italien, in denen Farbfern­
sehgeräte in Großser ien produziert wurden. D ie von Düll und Bechtle 
mit „simulierte Fabrik" umschriebene Rationalisierungsstrategie des 
Konzerns läßt sich dem multinationalen Typus zurechnen. Es stellte sich 
heraus, daß infolge von Personaleinsparungen insbesondere an den fran­
zösischen und deutschen Standorten alle Felder der Interessenvertretung 
durch „die (erfolglose) Abwehr der massiven Beschäftigungsfolgen" 
überlagert wurden, womit „die Brüchigkeit eines klassischen, ehemals 
(unter den Bedingungen stabiler Wachstumsraten und konstanter A r ­
beitskräftenachfrage) konsolidierten Verhandlungsfeldes: das der Be-
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schäftigungssicherung" (S. 326) deutlich wird. Eine ähnliche Erfolglosig­
keit muß te für die übrigen klassischen und stark normierten Verhand­
lungsfelder festgestellt werden. So entglitt den Betr iebsrä ten im Feld der 
Entgeltregelung wegen der Festlegung von Vorgabezeiten durch Systeme 
vorbestimmter Zeiten auch die Kontrolle über die Lohn-/Leistungsrela-
tionen. Allenfalls durch Arbei tszei tverkürzungen ließ sich eine Stärkung 
der Verhandlungsposition erreichen, ohne allerdings dadurch auch Be­
schäftigung sichern zu können . A u c h für die übrigen Verhandlungsfelder 
fällt der Befund negativ aus: „Neue Verhandlungsfelder konnten die Be­
tr iebsräte in keinem der deutschen Werke besetzen. Sie hatten keinerlei 
Einfluß auf die Technikgestaltung, auf die Auslegung der Arbeitsorgani­
sation, auf Arbeitseinsatz und Qualifizierung - sie entwickelten aber auch 
von sich aus keine Konzeptionen und griffen auch nicht die von den Ge­
werkschaften erarbeiteten Gestaltungsvorschläge auf. Sie erhoben auf 
diesen Verhandlungsfeldern so gut wie keine Forderungen" (S. 327). 

(4) Neben dieser aus einer empirisch fundierten Untersuchung abgeleite­
ten Skepsis gegenüber den Handlungsspie l räumen und Akt iv i tä ten von 
Betr iebsrä ten lassen sich - was die Konsequenzen der Internationalisie-
rung für das System industrieller Beziehungen angeht - grob zwei Positio­
nen innerhalb der Sozialwissenschaft unterscheiden: 

Weitere Vertreter einer skeptischen Position kommen hinsichtlich des 
Zusammenhangs von Internationalisierung mit der Tarif- und Gewerk­
schaftspolitik zu durchgängig pessimistischen Einschätzungen und erwar­
ten eine fortschreitende Deregulierung, den Funktionsverlust der Tarif­
vertragssysteme und die umfassende Unterminierung des tradierten Sy­
stems der industriellen Beziehungen (Altvater, Mahnkopf 1993, bes. A b ­
schnitt V I ; Altvater 1993a).3 

3 „Dem Fetisch internationale Wettbewerbsfähigkeit' wird die Tarifautonomie 
zum Opfer gebracht. Diese Institution bot innerhalb des nationalstaatlichen 
Sozialstaats Rahmen und Spielraum für tarifpolitische Auseinandersetzungen. 
Mit der Internationalisierung und Europäisierung und infolge der ,Krise des 
Sozialstaats' geht es wieder einmal um die ,Regeln des Spiels'. (...) Gewerk­
schaften sind organisatorisch, kulturell, politisch in erster Linie auf nationale 
Dimensionen zugeschnitten" (Altvater 1993, S. 10). „Die Schlußfolgerung ist 
leicht zu ziehen: Gewerkschaften sind als Organisationen der Arbeitnehmer in 
nationalen Kulturen, Traditionen, Sprachräumen gebunden, und daraus zie­
hen sie ihre Stärke, ihre organisatorische Kraft. Diese Kraft wird doppelt un­
terminiert: einerseits durch das international mobile Kapital und die dadurch 
ausgelösten oder verstärkten Mobilitätszwänge auf den ,Faktor Arbeit', ande­
rerseits durch stets vorhandene, und dann immer auch provinzialistische, na-
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Demgegenübe r werden in neueren Kommentaren zur Verände rung der 
industriellen Beziehungen zwar die derzeit wirkenden Erosionstendenzen 
bemerkt, deren Durchgängigkeit einerseits und Schicksalhaftigkeit ande­
rerseits jedoch in Zweifel gezogen werden. Statt dessen wird an die For­
schung für analytische Offenheit im Hinblick auf neu entstehende Politik­
felder plädiert: D a gegebene unternehmerische und gesellschaftliche Ten­
denzen eine Schwächung der Betr iebsrä te und Gewerkschaften bewirken, 
steigt die Notwendigkeit zu einer vers tärkten gewerkschaftlichen Politik. 
D i e Erfahrung der historisch hochgradigen Flexibilität und Reagibil i tät 
des normierten Verhandlungssystems läßt die Erarbeitung einer neuen 
strukturellen und institutionellen Lösung erwarten, die auf den Stärken 
des alten Systems aufbaut und diese weiterentwickelt (Himmelmann 
1987; Hirsch-Kreinsen 1995b; Zwickel 1995; D ö r r e 1996; D ö r r e u.a. 1997; 
Heidl ing 1997). Exemplarisch für diese Position könn te folgende Schluß­
folgerung stehen: „Globalisierung ist nicht allein der mächtige homogeni­
sierende Prozeß , der alle Differenzierung niederreißt , sondern er schafft 
auch neue Differenzierung und Heterogeni tä t . Äl te re Machtquellen für 
kollektive Akteure fließen in der Tat weniger, aber mit der Organisation 
lokaler, regionaler und europäischer Kontexte entstehen neue" (Schwen­
gel 1996, S. 481). 

Wie diese neuen Kontexte und Lösungen aussehen und zustande kom­
men sollen, wird allerdings beim gegenwärtigen Diskussionsstand auch 
von den Vertretern dieser Annahme nicht angegeben; auch konkrete B e i ­
spiele für die tatsächliche Besetzung neuer Politikfelder durch die organi­
sierte Interessenvertretung fehlen in diesen letztlich programmatisch und 
normativ bleibenden Hypothesen völlig. 

So geht z .B. D ö r r e (1996) von der These aus, daß das deutsche Bargain­
ing-System zwar unter Veränderungsdruck gerät, dabei aber Spiel räume 
für eine Transformation der industriellen Beziehungen durch die Weiter­
entwicklung der Stärken des alten Systems auf einer dezentralen Ebene 
der Interessenaggregation genutzt werden könnten . In diesem Sinn stoße 
man „an vielen Orten (...) auf lose, oft aus der Not geborene Kooperati­
onsformen zwischen Unternehmen, Betr iebsrä ten, Gewerkschaften und 
politischen Institutionen" (S. 25). Auffallend ist allerdings, daß von D ö r r e 
nicht weiter erläutert wird , wo sich denn „hierzulande" die „vielen Orte" 

tionalistische, rassistische Abschottungstendenzen gegen eine Internationali-
sierung, die ganze Regionen zu Modernisierungs- und Integrationsverlierern 
stempeln kann und daher als Bedrohung empfunden wird" (Altvater 1993a, 
S. 11). 
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„beobach ten" lassen. A u c h im Folgetext bleiben Undeutlichkeiten hin­
sichtlich konkreter Veränderungen . So führen nach D ö r r e , Elk-Anders 
und Speidel (1997) Unsicherheiten aus der komplexen Situation auf aus­
ländischen Märk ten und Standorten „offenbar dazu, daß sich Anstren­
gungen zur Verbesserung der Wettbewerbsfähigkei t zunächst auf jene 
Faktoren konzentrieren, die am leichtesten beeinflußbar erscheinen, d.h. 
auf Arbeitskosten, Löhne , Sozialstandards, Arbeitszeiten sowie auf das 
Beschäftigungsvolumen. Dadurch geraten vor allem jene Kompromiß­
gleichgewichte unter Druck, die über die institutionalisierten Kapi ta l -Ar­
beit-Beziehungen reguliert werden" (S. 59 f.). D r e i Dimensionen des 
Wandels lassen sich aufzeigen: Neben einer „sektoralen Differenzierung" 
der Arbeitsbeziehungen und der „Herausbi ldung neuer Ebenen der In-
teressenaggregation", die auf europäischer Ebene zu einer Ausdifferen­
zierung der nationalen Arbeitsbeziehungssysteme führt, kommt es zu ei­
ner „Neuformierung betrieblicher Produkt ivi tä tskoal i t ionen", die sich in 
zweierlei Hinsicht von den alten unterscheiden. Erstens haben sich die In­
halte und Gegens tände des Aushandlungsprozesses geändert , so daß in 
Kompensat ionsgeschäften für zeitlich befristete Beschäftigungsgarantien 
durch die Arbeitgeber den Betr iebsrä ten die Flexibilisierung von Arbeits­
zeit und Arbeitsbedingungen (oder auch Lohnverzicht) abverlangt wird, 
und zweitens gelten derartige Wachstumspakte nur noch für beträchtlich 
reduzierte Belegschaften. 

W ä h r e n d im vorliegenden Beitrag das Augenmerk auf die betrieblichen 
Konsequenzen von Internationalisierung gelegt wird, setzen D ö r r e u.a. 
mit ihren empirisch-methodischen Dimensionen des Wandels der indu­
striellen Beziehungen auf der Meta-Ebene der Großunte rnehmens- , 
Branchen- bzw. Tarifpolitik an, so daß sich daraus Befunde zu den die 
Arbeitsbeziehungen konkret tangierenden und erodierenden Mechanis­
men in der Innenorganisation von Unternehmensnetzwerken nicht herlei­
ten lassen. 4 Es wird auch nicht deutlich, ob die von ihnen beschriebenen 
Dimensionen des Wandels Verände rungen von Unternehmen in Zeiten 

4 Zudem bleiben die skizzierten „markanten" Ergebnisse letztlich unprägnant, 
denn die zu ziehende Schlußfolgerung aus der Deklination unterschiedlicher 
Konzernstrategien und Kontrollformen (unter Rückbezug auf Ruigrok, van 
Tulder 1995) lautet: Die Strategien changieren auf einer gewissen Bandbreite 
zwischen gegensätzlichen Polen, und die betrieblichen Maßnahmen sind in 
den wenigsten Fällen in der letztlich realisierten Weise intendiert und strate­
gisch geplant, sondern immer Ergebnis von trial and error, weswegen in einem 
internationalen Unternehmensnetzwerk unterschiedliche Ausprägungen vor­
zufinden sind. 
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zunehmender Globalisierung bezeichnen oder Tendenzen in globalisie­
renden Unternehmen. U n d schließlich ist die gedankliche Verbindung 
zwischen der eher düsteren Bestandsaufnahme und der dann doch recht 
hoffnungsfrohen Gesamteinschätzung nicht nachvollziehbar. 

Weitaus vorsichtiger streicht Al tmann (1992b) die Ambivalenz heraus, 
daß zwar trotz der „Obsoleszenz der institutionellen Strukturen" indu­
strieller Beziehungen zugleich Tendenzen zur Stabilisierung der dualen 
Struktur entstehen, die der Schwächung der Gewerkschaften entgegen­
wirken können . D a die Betr iebsrä te durch „systemische Rationalisie­
rung" Machtverluste hinnehmen müssen, wachsen den Gewerkschaften 
neue Aufgaben zu. Diese können aber nur dann in eine Machtstabilisie­
rung gewendet werden, wenn den Gewerkschaften z .B. durch die Poli t i ­
sierung der Interessenvertretung die Erfüllung dieser Funktionen gelingt. 
D ie Potentiale dazu müssen jedoch in hohem Maße relativiert werden: 
Z u m einen werden bei systemischer Rationalisierung nationalspezifische 
Differenzen im Arbei tsvermögen strategisch genutzt, und zum zweiten 
wurden die Gewerkschaften durch die Folgeprobleme der Wiedervereini­
gung Deutschlands für lange Zeit auf traditionelle Politikfelder zurückge­
worfen. 

(5) In diesem Beitrag soll deshalb versucht werden, den beschriebenen 
Unzulänglichkei ten zu begegnen und den Thesen, Mutmaßungen und 
Hoffnungen konkrete empirische Befunde entgegenzustellen. Entwickelt 
wird dies am Beispiel eines Elektrokonzerns, der im Mittelpunkt des in­
ternationalen Forschungsprojekts stand und dem transnationalen Strate­
gietypus zuzurechnen ist. 5 

5 Methodische Quelle und primäres Untersuchungsfeld waren Interviews und 
Betriebsbegehungen in mehreren Werken zweier Produktsegmente (Energie­
erzeugung, Transformatoren) des ABB-Konzerns im Zeitraum vom zweiten 
Halbjahr 1993 bis zum ersten Halbjahr 1997. Es wurden qualitative Leitfaden-
Interviews, z.T. auch wiederholte Gespräche, mit insgesamt acht Betriebsrä­
ten von drei deutschen Standorten sowie einem Funktionär einer IG-Metall-
Geschäftsstelle geführt. Eingebettet sind diese Interviews in eine breitere Un­
tersuchung, in deren Zusammenhang - teilweise von oder gemeinsam mit den 
Herausgebern dieses Buches und Rainer Schultz-Wild - mehr als 100 Exper­
tengespräche mit Vertretern unterschiedlicher Managementebenen (Ge­
schäftsführung, Produktionsleitung, Personalwesen, Arbeitsvorbereitung, 
Vertrieb, Controlling, Qualitätswesen etc.) an mehreren deutschen und aus­
ländischen Standorten (u.a. Schweden, Spanien) sowie mit zwei Business 
Area-Managern geführt wurden. Ergänzend konnten unterschiedliche be­
triebliche Materialien und Dokumente ausgewertet werden (Benchmarking-
Charts, Produktionsplanungsunterlagen). Ferner flossen Presseberichte, veröf-
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Die transnationale Strategie verfolgende Unternehmen stellen zumeist ka­
pital- und technologieintensive Produkte her, die einerseits Potentiale zur 
Standardisierung und Ausschöpfung der „economies of scale" bieten, an­
dererseits aber an nationalspezifische Bedürfnisstrukturen, Anforderun­
gen und (local content-)Auflagen angepaßt werden müssen. Ansä tze zur 
Vereinheitlichung von Produkten, insbesondere von „core components", 
schaffen einen internationalen Produktionsverbund, dessen Produktions­
einheiten bei weitgehend arbeitsteiliger und spezialisierter Produktion 
Möglichkeiten und Vorteile der Skalenökonomie ausschöpfen können. 
Dadurch wird einerseits Vergleichbarkeit der Werke und andererseits ein 
flexibler Kapazitätsausgleich zwischen den Produkt ionss tä t ten ermög­
licht. Zugleich aber erlauben lokale Produktionsspezif i täten die Anpas­
sung der Produkte an die regionalen Kundenanforderungen. Unterneh­
mensorganisatorisch legt dies eine Matrixstruktur nahe, bei der eine Pro­
duktgruppengliederung mit einer Regionaldifferenzierung kombiniert 
wird (vgl. S. 43 ff. in diesem Band). A m Beispiel des untersuchten trans­
nationalen Konzerns soll nun im folgenden die grundlegende Frage be­
antwortet werden, ob und inwieweit sich in den - mit diesen unterneh­
mensorganisatorischen Umstrukturierungen zusammenhängenden - Ver ­
änderungen der betrieblichen und überbetr iebl ichen Interessenvertretung 
eine durchgängige Zersetzung der industriellen Beziehungen oder ein 
Wandel zu einer geänder ten Vertretungsstruktur andeutet. 

2. Allgemeine Erosionstendenzen des „ N o r m i e r t e n Verhand­
lungssystems" 

(1) Das System der industriellen Beziehungen in der Bundesrepublik läßt 
sich nach Düll und Bechtle (1988) als „normiertes Verhandlungssystem" 
bezeichnen (vgl. auch Altmann, Düll 1987; Linhart u.a. 1989; Dül l , Becht­
le 1991) und ist charakterisiert durch eine Mischung aus gesetzlichen, kol­
lektivrechtlichen und betrieblichen Regelungen, wobei diese nicht glei-

fentlichte Interviews mit Managern des Konzerns und eigene Veröffentlichun­
gen von weiteren Managern des Unternehmens in die Auswertung ein. 
Schließlich konnte bei der Analyse der industriellen Beziehungen auf mehrere 
momentan gültige Betriebsvereinbarungen, auf eine von einem Standortbe­
triebsrat herausgegebene Dokumentation „Eine Belegschaft wehrt sich" zur 
Entwicklung des Arbeitskampfes zwischen 1987 und 1994 sowie auf einen Fo­
liensatz der IG Metall zurückgegriffen werden. 
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chermaßen in das normierte Verhandlungssystem einbezogen sind. A u f 
einem Kontinuum lassen sich p rekäre , schwache von konsolidierten, star­
ken Verhandlungsfeldern unterscheiden. Al tmann, Dül l (1987) und Düll , 
Bechtle (1988) sprechen z.B. hinsichtlich der Lohnpolit ik von einem klas­
sischen und konsolidierten Verhandlungsfeld im Gegensatz zu den im 
Prinzip prekären Verhandlungsfeldern Arbeitsorganisation und L e i ­
stungspolitik. Z u den konsolidierten Verhandlungsfeldern gehören Rege­
lungen zu Fragen des Beschäftigungsstatus, von Arbeitszeitregelungen, 
der Regelung der Lohneingruppierung und Ausgestaltung der betriebli­
chen Entgeltsysteme, Fragen der Kündigungspraxis sowie Verhandlungen 
zur Belastung und Beanspruchung, Arbeitssicherheit, Gestaltung der A r ­
beitsumgebung und Unfal lverhütung. 

D r e i wesentliche Systemelemente der industriellen Beziehungen s tützten 
den Wachstumsprozeß der Bundesrepublik in der Nachkriegszeit: die 
duale Struktur der Interessenvertretung, die anerkannt breite Gültigkeit 
von Flächentarifverträgen und die enge Verzahnung von Normierung und 
Verhandlung auf Betriebsebene. Belegschaftsinterner Rückhal t und 
Macht der Betr iebsräte gründeten in diesem System der Arbeitgeber-/Ar­
beitnehmer-Beziehungen maßgeblich auf der Kontrolle der konsolidier­
ten Verhandlungsfelder. Zumindest indirekt ließen sich dadurch in den 
Betrieben auch ursprünglich prekäre Verhandlungsfelder verhandeln; so 
konnte z .B. im Rahmen der Mitbestimmung zur Leistungsentlohnung die 
Leistungsverausgabung und -intensität der Arbei tskräfte gewissermaßen 
mitgeregelt werden (vgl. Schmierl 1995). Zudem waren in diesem System 
die betrieblichen Verhandlungsprozesse grundsätzlich und in hohem M a ­
ße auf Kompromisse und informelle Ausgleichsprozesse angelegt, wo­
durch eine im internationalen Maßs tab vergleichsweise hohe Stabilität 
und Kontinui tä t auf betrieblicher und tariflicher Ebene erreicht wurden. 

(2) Immer weniger jedoch können Gewerkschaften und Betr iebsrä te die­
se konsolidierten Verhandlungsfelder zur Durchsetzung ihrer Interessen­
vertretungspflichten nutzen. Denn in den letzten Jahren wurden die 
Chancen zur Aufrechterhaltung oder Ausweitung konsolidierter Ver­
handlungsfelder systematisch und zunehmend unterminiert. Scheinbar 
gegenläufige und sich ausschließende Prozesse der Ausdifferenzierung 
und Segmentierung von Unternehmen und ganzen Branchen einerseits 
und Entwicklungslinien der Integration sowie Konzentration von Kapital 
andererseits verändern und gefährden, begleitet von Trends zur Auflö­
sung der Außengrenzen von Betrieben, die herkömmlichen Regelungsme-
chanismen der industriellen Beziehungen. In der Folge werden 
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bisher konsolidierte Verhandlungsfelder sukzessive ausgehöhlt , 

bisherige Verhandlungsroutinen entwertet und 

die Interessenvertretung auf p rekäre Verhandlungsfelder abge­
drängt . 

A b Mitte der 80er Jahre lassen sich in der gesamten Industrie Hinweise 
für eine schleichende Erosion der wesentlichen Schlüsselelemente des nor­
mierten Verhandlungssystems und dieser Mischung aus überbetr iebl icher 
und betrieblicher Normierung und Kompromißb i ldung mittels Flächenta­
rifverträgen einerseits und Betriebsvereinbarungen andererseits feststel­
len. E i n wesentlicher Grund liegt im fortschreitenden Zerfall des für die 
Nachkriegsepoche kennzeichnenden Modernisierungs- bzw. Produktivi­
tätspakts zwischen Arbeitgebern und Arbei tskräf ten bzw. deren Interes­
senvertretung. Die durch neoliberale Polit ik und globale Wirtschaftslibe­
ralisierung mithervorgerufene Sättigung von Märk ten und verschärfte 
Konkurrenz zu anderen Industrienationen und sich industrialisierenden 
Ländern verschlechtern die Kapitalverwertungsbedingungen inländischer 
Produktionsunternehmen und lassen eine Absatzausweitung zunehmend 
nur mehr im Ausland zu. In Zusammenhang mit dem Erlahmen der ge­
wohnten Wachstumsraten, die mit der Durchsetzung von mehr oder we­
niger ausgeprägten tayloristisch-fordistischen Rationalisierungsmodellen, 
mit der Ausweitung von Masseneinkommen und Massennachfrage und 
dem Ausbau bzw. der Aufrechterhaltung sozial- und wohlfahrtsstaatli­
cher Regulierungen einhergingen (vgl. Lutz 1984/1989; Bechtle, Lutz 
1989), nimmt zum einen der Druck auf das Beschäftigungsvolumen und 
zum anderen der Kostendruck auf die Volkswirtschaft zu. Sinkende Steu­
ereinnahmen, die Haushal tsschwäche von Bund, Ländern und Gemein­
den, sowie die durch Arbeitslosigkeit verschärfte Belastung des Staats­
haushalts deuten schwindende Verteilungsmassen des Sozialstaats an. 

(3) Ergebnis von betr iebsübergreifenden Rationalisierungsstrategien und 
Begleiterscheinung von vers tärkten Internationalisierungs- und Global i ­
sierungsstrategien ist die Verflüssigung der Außengrenzen von Betrieben. 
Ehemals autonome sowie sozial und räumlich abgegrenzte Produktions­
einheiten werden in Zusammenhang mit der Neuordnung von Wert­
schöpfungsketten in Produktionsnetzwerken gänzlich neu strukturiert 
(exemplarisch am Werkzeugmaschinenbau gezeigt: Schmierl 1997). 

Impulse dieser Betriebssegmentierung und -fragmentierung gehen 
zunächst auf veränder te betriebliche Strategien einer „systemischen 
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Rationalisierung" zurück (vgl. Al tmann u.a. 1986; Sauer, Döh l 1994; 
1997). Im Verarbeitenden Gewerbe zeichnet sich gegenwärtig die wi­
dersprüchliche Situation ab, daß Unternehmen eine Vielzahl von 
Unternehmensfunktionen auf- und an andere Unternehmen abge­
ben. Zugleich aber wird der Industriesektor durch eine beispiellose 
Welle der Zusammenballung, Fusionierung und Unternehmenskon­
zentration neu strukturiert. Einer Tendenz zur Verkleinerung der 
einzelnen Unternehmenseinheiten durch Produktionsauslagerung 
steht somit ein Trend zur Bildung von größeren Unternehmensver­
bünden , Unternehmensgruppen, Produktionsnetzwerken und K o n ­
zernen gegenüber . Das entscheidende Problem solcher Tendenzen 
für das bestehende System industrieller Beziehungen liegt darin, daß 
die Wertschöpfungsket ten nicht nur überbetr iebl ich (und zuneh­
mend international), sondern auch branchenübergrei fend neu struk­
turiert werden und damit den klassischen, auf Branchen und Regio­
nen zugeschnittenen Prinzipien von Tarifverhandlungen widerspre­
chen. E i n weiteres Problem liegt in einer zunehmenden Abkopplung 
der strategischen und folgenreichen Managemententscheidungen 
von der lokalen Leitung der dezentralen Produktionseinheiten. Ins­
besondere im Verhältnis zwischen mächt igen, großbetrieblichen 
Kunden und ihren Zulieferern oder zwischen Konzernzentralen und 
(möglicherweise ehemals eigenständigen) Töchte rn müssen vor al­
lem letztere eine Einschränkung ihrer Entscheidungsfreiheit und De­
finitionsmacht hinnehmen. 

Eine räumliche Ausweitung und Steigerung in der Quali tät erfahren 
diese überbetr iebl ichen Rationalisierungsstrategien in unterschiedli­
chen Internationalisierungsformen und Globalisierungsaktivitäten. 
Neben stark auf die Unternehmenszentrale ausgerichteten multina­
tionalen Konzernverbünden werden zunehmend auch internationale 
Unternehmensnetzwerke mit fragmentierten Handlungs- und Ent­
scheidungseinheiten in Form kleiner und als flexibler eingeschätzter 
Produktionseinheiten geschaffen. Die Verbindlichkeit nationaler 
Steuer-, Arbeits- und Sozialrechtssysteme wird durch unterschiedli­
che Formen von Direktinvestitionen und der Produktionsverlage­
rung unterlaufen. Zudem hält durch die Globalisierung der interna­
tionale Wettbewerb gerade auch in den bisher verschont gebliebe­
nen, für den regionalen Bedarf produzierenden Sektoren in einer 
Weise Einzug, daß ausländische Niederlassungen den Druck auf K o ­
stensenkungen vers tärken (Här te l u.a. 1996). Schließlich geraten 
durch das Spielen der „Lohnkos ten-Kar te" die nationalen tarifli-
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chen, arbeitsrechtlichen und sozialrechtlichen Standards unter 
Druck; nicht nur der Flächentarifvertrag droht seine bislang (noch) 
bindende Kraft zu verlieren. 6 

(4) Der damit zusammenhängende Wandel industrieller Beziehungen 
deutet gewissermaßen die Neuauflage einer „Krise des normierten Ver ­
handlungssystems" (Düll , Bechtle 1988) an. Dies legt die These nahe, daß 
die gegenwärtige Erosion der historischen Arrangements der industriel­
len Beziehungen auf eine grundlegende Krise industriekapitalistischer 
Produktion zurückgeht und eine Lockerung, wenn nicht Auflösung der 
die Nachkriegszeit charakterisierenden Verknüpfung zwischen der sich 
am (üblicherweise nationalen) Eigentum festmachenden Unternehmens­
organisation und einer überwiegend betr iebsförmigen Organisation der 
Arbei t andeutet. Denn der Einzelbetrieb als das Gravitationszentrum von 
Arbei t verschwindet zusehends. Für die Funktionsfähigkeit des normier­
ten Verhandlungssystems ist dies deshalb so dramatisch, weil die Proze­
duren und Akteure maßgeblich auf Basis dieser Grundeinheit „Be t r i eb" 
wirksam wurden. Die duale Struktur erlaubte, einerseits Regelungen 
überbetr iebl icher Konfliktaustragung an betriebliche Problemlagen anzu­
passen, andererseits betriebliche Aushandlungslösungen in die überbe­
trieblich ermittelten Standards einfließen zu lassen. Diese herkömmli ­
chen Regelungen und Standards sind den gegenwärt igen Umbruchten­
denzen in der Weltwirtschaft und in der Organisation von Arbei t immer 
weniger zei tgemäß (vgl. Bahnmüller , Bispinck 1995; Flecker 1996; 
Schroeder 1996). Kapitalistische Produktion kennzeichnende Macht­
asymmetrie und Strategievorteile der Kapitalseite erlauben in dieser Si­
tuation den Arbeitgebern weitaus besser, die Bedingungen zu neutralisie­
ren und durch überbetr iebl iche, systemische Rationalisierung, Einsatz 
neuer Technologien, Steuerabschreibungen, Verlagerung von Unterneh-

6 Eine prägnante Zusammenfassung der gegenwärtigen Trends findet sich bei 
Beck, der eine Antwort auf die Frage zu geben versucht: „Worauf gründet 
sich die Macht globaler Subpolitik der Unternehmen? (...) Sie können erstens 
die Arbeitsplätze dahin exportieren, wo die Kosten und Auflagen für den Ein­
satz der Arbeitskräfte möglichst niedrig sind. Sie sind zweitens in der Lage 
(...), Produkte und Dienstleistungen so zu zerlegen und arbeitsteilig an ver­
schiedenen Orten der Welt zu erzeugen (...). Sie sind drittens in der Lage, Na­
tionalstaaten oder einzelne Produktionsorte gegeneinander auszuspielen und 
auf diese Weise eine Art globalen Kuhhandel' um die billigsten Steuer- und 
günstigsten Infrastrukturleistungen zu organisieren (...). Schließlich können 
sie viertens (...) zwischen Investitionsort, Produktionsort, Steuerort und Wohn­
ort selbsttätig unterscheiden und diese gegeneinander ausspielen" (Beck 1996, 
S. 676, Hervorhebungen im Original). 
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menszentralen in Steueroasen, Schaffung atypischer Beschäftigungsver­
hältnisse und Lohnsys temveränderungen Marktrisiken auf den Staat oder 
auf die Beschäftigten abzuwälzen (vgl. Altvater, Mahnkopf 1996; Mart in , 
Schumann 1996). Machtbasis und Mobilisierungsfähigkeit der nationalen 
Gewerkschaften sind hingegen hochgradig an die jeweilige nationale 
Sprache, Kultur , Politik und Insititutionenstruktur zurückgebunden (vgl. 
Altvater 1993a). 

Der traditionelle industriesoziologische Forschungsgegenstand des E i n ­
zelbetriebs ist damit für diese Fragestellung durch eine über den Betrieb 
hinausweisende, zwischenbetrieblich ausgerichtete Empir ie zu ersetzen. 
Denn die generell wirkenden Erosionstendenzen spitzen sich in überbe­
trieblichen und darüber hinaus supranationalen Un te rnehmensve rbünden 
und Produktionsnetzwerken sogar noch zu, wie im folgenden Abschnitt 
am Beispiel des untersuchten Elektrokonzerns gezeigt werden soll. 

3. Gesteigerte A u s h ö h l u n g des „ N o r m i e r t e n Verhandlungs­
systems" in transnationalen Produktionsnetzwerken 

Die mit den beschriebenen Erosionstendenzen zusammenhängenden F o l ­
gen einer steigenden Komplexi tä t und mangelnden Zurechnungsfähigkei t 
der Kompetenz und Zuständigkei t von dezentralen Subeinheiten stellen 
sich verschärft bzw. zugespitzt in Unternehmensverbünden und Produkti­
onsnetzwerken dar. Der Aufbau dieser nat ionenübergre i fenden Ferti­
gungsverbünde verspricht den Protagonisten zwar die Lösung der Qua­
dratur des Kreises und dient dem dreifachen Zweck der Nutzung von lo­
kalen Faktorvorteilen (z.B. Arbeitskosten, Qual i tä tss tandards , Technolo­
gieförderung, Expor t förderung, Finanzierungsinstrumente etc.) bei Aus­
schöpfung von Standardisierungsmöglichkeiten unter Aufrechterhaltung 
hoher Flexibilitäten durch Kapazitätsausgleiche. Diese Organisations­
prinzipien stellen jedoch die Dual i tä t von überbetr iebl ichen Tarifver­
handlungen und betrieblichen (Betriebs-)Vereinbarungen in ihren 
Grundfesten dadurch in Frage, daß die Basis verlorengeht bzw. grundle­
gend fehlt, auf der diese Dual i tä t gründete : M i t dem Auseinanderfallen 
der unternehmerischen (strategischen) Entscheidungsebene und der E i n ­
heit Betrieb, dessen Organisation und Aushandlungsverfahren der zen­
trale Regelungsgegenstand des Betriebsverfassungsgesetzes sind, laufen 
die darauf aufbauenden Verhandlungs- und Mitbestimmungsrechte ins 
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Leere. „Die Kluft zwischen steigender Optionenvielfalt multinationaler 
Unternehmen auf der einen und national oder regional begrenzten Regu­
lationssystemen und Akteuren (Gewerkschaften, Indust r ieverbände, Re­
gierung) auf der anderen Seite (wird) ständig größer" (Dör re 1997, S. 
127). 7 

Es kommt zur Amorphie im doppelten Wortsinn der Duden-Definition 
(1990): D ie bislang gefestigten Strukturen werden amorph, also „form­
los", „gestal t los" und „ohne prägendes Merkmal" ; für das gesamte Regu­
lierungssystem deutet sich aber auch gewissermaßen eine „Mißgestal t" 
an. Im transnationalen Konzernverbund nimmt diese Amorphie im min­
desten vier Formen und spezifische Mechanismen der Aushöhlung der In­
teressenvertretung an: 

1. Verschwinden der Verhandlungspartner, 

2. Verflüssigung der Betriebsgrenzen, 

3. Verlagerungsdrohungen und Konkurrenz der Produktionsstand­
orte, 

4. Neue Belastungen der Interessenvertretung durch Co-Manage-
ment. 

3.1 Verschwinden der Verhandlungspartner 

Die Identifikation eines einheitlichen Akteurs im Rahmen der industriel­
len Beziehungen löst sich auf. D ie Verhandlungspartner verschwinden in 
der Amorphie und Diffusität einer Konzern- und/oder Matrixorganisati­
on. Betriebspolitische Einf lußnahmen werden durch die besonderen We­
sensmerkmale von Unternehmensnetzwerken, die steigende Komplexi tät 
und mangelnde Zurechnungsfähigkeit von Kompetenz und Zuständig­
keit, erschwert: „Nicht mehr Personifizierungen, sondern polyzentrische 
Autonomisierung, nicht mehr Einzelzurechnung, sondern simultane Viel­
fachzurechnung werden erst der Handlungslogik des Netzwerks gerecht. 
Entscheidend ist die Fragmentierung der kollektiven Handlungsfähigkeit 
in dezentrale Subeinheiten, zu denen auch die Zentrale als primus inter 
pares zählt. Netzwerke handeln nicht durch ein einheitliches Willens- und 
Aktionszentrum, wie es für die klassische Korporation typisch ist, son­
dern über eine Vielzahl von ,Knoten' , die jeder autonom für sich, aber 

7 Dörre zitierte hier Hirst, Thompson 1996. 
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zugleich für das ,Netz' operieren" (Teubner 1991, S. 208, Hervorhebun­
gen im Original; vgl. auch Macharzina 1992; Flecker, Schienstock 1994). 
D e m Verhandlungsführer auf seiten der Arbei tskräf te entgleiten damit 
die Gesprächspar tner . Dies geht im einzelnen auf mehrere konkrete U r ­
sachenbündel zurück: 

(1) Eine Tendenz ist in der starken Ausdifferenzierung und Segmentierung 
des ehedem einheitlichen Topmanagements zu sehen. Im Untersuchungs­
fall äußer t sich dies z.B. im Vorliegen einer Tripelherrschaft: Das stark in 
seiner Entscheidungsfähigkeit e ingeschränkte Werkmanagement steht ei­
ner nationalen Konzernspitze und darüber hinaus einer produktsparten-
spezifischen internationalen Business Area-Leitung gegenüber (vgl. den 
Beitrag von Hirsch-Kreinsen in diesem Band, S. 17 ff.). Möglichkeiten 
zum Aushandeln betriebsspezifischer Regelungen werden in Konzern­
strukturen somit nicht nur den Betr iebsrä ten oder Gewerkschaften, son­
dern auch der jeweiligen Geschäftsleitung erschwert. Während in autono­
men Unternehmenseinheiten der Verhandlungsstil letztlich abhängig 
vom beiderseitigen Wil len von Geschäftsleitung und betrieblicher Inter­
essenvertretung ist, einen Konsens zu finden, verlagert sich die Entschei­
dungsbasis in Konzernverbünden tendenziell in die Zentralen. Insbeson­
dere das lokale Management verliert in Un te rnehmensve rbünden drama­
tisch an Macht und Definitions- und Entscheidungsfähigkeit gegenüber 
dem nationalen, transnationalen und ggf. Produktsegment-/BA-Manage-
ment. Vie le für die Betriebe und die Interessenvertretung wichtige Ent­
scheidungen werden in der nationalen oder internationalen Holding ge­
troffen und sind damit der direkten Einf lußnahme durch die Standortma­
nager entzogen. Die jeweiligen Geschäftsführer der Betriebe werden zu 
„Vollzugsgehilfen des Konzerns". D ie Aufgaben des Managements der 
einzelnen Werke liegen vornehmlich in der „eigenverantwort l ichen" 
Konkretisierung und Umsetzung der feststehenden strategischen Vorga­
ben der B A - oder Länder-Chefs und im betrieblichen Abgleich mit dem 
unterschiedlichen Standortumfeld (vgl. auch Huber, Kotthoff 1994). In 
formaler Hinsicht sind damit die strategischen und grundlegenden Ent­
scheidungen auf einer Ebene angesiedelt, die nicht mit den im 1972 abge­
schlossenen Betriebsverfassungsgesetz benannten Verhandlungseinheiten 
übere ins t immt, wohingegen dem Werkmanagement allenfalls die operati­
ven Aufgaben verbleiben. In Zusammenhang mit der Bündelung strategi­
scher Entscheidungen im BA-Management werden somit die betriebli­
chen Grundlagen von Aushandlung und Tarifpolitik auf einer höheren 
überbetr iebl ichen Ebene entschieden, die nicht mit den herkömmlichen 
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Regelungen im System industrieller Beziehungen abgedeckt ist. Es 
kommt so zu einem Entzug von konsolidierten Verhandlungsfeldern von 
den im Betriebsverfassungsgesetz benannten Verhandlungspartnern. 

(2) In der Matrixorganisation ist der BA-Manager verantwortlich für die 
„strategische" Politik innerhalb der internationalen Business Areas. Diese 
BA-Manager verkörpern die transnationale Ebene des Konzerns und 
sind innerhalb ihres Produktsegments zuständig für die Planung, Steue­
rung und Koordination des weltweiten Produktionsnetzwerks. D ie Ent­
scheidungsvorbereitung allerdings und die Durchführung und Planung 
der M a ß n a h m e n werden von diesem BA-Manager an viele unterschiedli­
che Projektverantwortliche und die Implementierung der M a ß n a h m e n 
schließlich an die operativ verantwortlichen Regional- oder Standortma­
nager delegiert. Für die betriebliche Interessenvertretung hat dies zum ei­
nen die Konsequenz, daß neue Verhandlungspartner auftreten, deren Stil 
und Eigenheiten die Betr iebsrä te zunächst kennenlernen müssen, um in 
Verhandlungsprozessen eine gemeinsame „Sprache" zu finden; zum an­
deren die Konsequenz, daß diese Problem-„Sachbearbe i te r" für den Be­
triebsrat als Verhandlungspartner nicht greifbar sind, da sie formal keine 
eigene Entscheidungsbefugnis und Verhandlungsmacht besitzen. Diese 
Zentralisierung einerseits und der Delegierungs- und Kooperationsstil 
andererseits führen damit für die Betr iebsräte zur Intransparenz der tat­
sächlichen oder auch potentiellen Verhandlungsgegenüber . 

Diese Matrixorganisation ermöglicht somit dem Management grundsätz­
lich unbewußt , in vielen Fällen aber durchaus bewußt und geplant, die 
Entscheidungsprozesse zu verzögern bzw. die Urheber von Entscheidun­
gen intransparent werden zu lassen. A l s entscheidendes Grundübe l von 
Matrixorganisationen wird in der Betriebswirtschaftslehre die diffuse 
Verantwortungszuweisung benannt. In vielen Entscheidungsfäl len ist 
auch innerhalb des Managements die Zuständigkei t ungeklär t . Somit ist 
für die Betr iebsräte durch die Matrixstruktur oftmals weder auf Business 
Area-Ebene noch auf Ebene des deutschen Standorts ein Verhandlungs­
partner und -verantwortlicher identifizierbar. Diese Diffusität erlaubt fer­
ner den Managern, auch dann die Verantwortung jeweils auf den anderen 
zu schieben, wenn eine Zuständigkei t im Grunde geklärt ist. Diese „Ver-
nebelungspraxis" ist in einheitlichen Betriebsstrukturen bei häufigen 
Kontakten zur Interessenvertretung weitaus schwieriger zu legitimieren 
als in Konzernen mit Matrixstruktur, in denen durch die Delegation von 
entscheidungsvorbereitenden Funktionen an Projektverantwortliche in 
nebengelagerten Stabsstellen Entscheidungen verschleppt werden. 
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„Direkte Verhandlungspartner gibt es eigentlich nicht mehr". Statt dessen „herr­
schen Mafia-ähnliche Strukturen". „Damit werden die Betriebsräte vergewaltigt" 
(Aussagen verschiedener Betriebsräte). 

Bei einer geplanten Verlagerung eines Teils der Transformatorenfertigung in das 
osteuropäische Ausland war aus Sicht des Betriebsrats eine tiefgehende Diskus­
sion des Für und Wider von Produktionsverlagerung mit der Arbeitgeberseite 
nicht zu führen, da keine Verantwortlichen zu finden waren. Die Auslagerungs­
entscheidung sowie die Festlegung für den Standort im Ausland wurden von ei­
ner Projektgruppe in der Business Area getroffen. Anschließend werden nur 
mehr die konkreten Vertragsbedingungen zur Anlagennutzung und zum Maschi­
nentransfer vom deutschen in das osteuropäische Werk zwischen den beiden lo­
kalen Geschäftsleitern ausgehandelt und detailliert. 

(3) Diese Tripelherrschaft im Management wird zusätzlich verkompliziert 
durch eine spezielle Managerselektionspolitik (vgl. auch Hirsch-Kreinsen 
1994a und S. 48 ff. in diesem Band). In den ursprünglichen Teilkonzernen 
waren die Geschäftsleiter grundsätzlich für eine längere Zeit im Betrieb 
eingesetzt. Dadurch waren beide Verhandlungspartner bestrebt, auch 
längerfristige Verhandlungslösungen durchzusetzen und Übere inkünf te 
mit höherer Zeitbindung zu treffen. Infolge veränder te r Karrieremecha­
nismen innerhalb von Konzernen, mit deren Hilfe in schneller Rotations­
folge einerseits eine höhere Aufstiegsorientierung der Manager und an­
dererseits ein scharfer Selektionsmechanismus zur Auswahl hochgradig 
flexibler und mobiler Manager erzeugt werden sollen, liegt die Dauer der 
Geschäftsleitung oftmals bei nur ein bis zwei Jahren. So hatte beispiels­
weise ein besuchter Betrieb innerhalb von drei Jahren drei neue Ge­
schäftsleiter. V o n diesen werden selbständig ausschließlich Kurzfristerfol­
ge gesucht, die auch von den jeweiligen Vorgesetzten erwartet werden. 
Dies hat zwei Konsequenzen: Z u m einen verkürzt sich die zur Verfügung 
stehende Zeit, um langfristige M a ß n a h m e n zu überdenken , auszuarbeiten 
und abzuschließen. Z u m anderen sind die Geschäftsleiter zum Zeitpunkt 
des Wirksamwerdens ihrer Handlungen und des Entstehens der Neben­
folgen nicht mehr im Betrieb. Hinzukommt, daß im Gegensatz zur frühe­
ren Eigentümers t ruktur in den Teilkonzernen die Geschäftsleiter aus­
schließlich Konzernangestellte sind und kein eigenes Kapital in den Be­
trieb eingebracht haben. A u c h dadurch nimmt die Bindung der Ge­
schäftsleitung an den Betrieb ab. 

(4) Eine weitere Folge der Fusion und Netzwerk-Bildung ist der Verlust 
der Autonomie und Individualität der Werke. Dies gilt sowohl für die Pro­
duktion und die Entwicklung als auch für die Interessenvertretung. Diese 
die Selbständigkeit und Autonomie des Betriebs zum Schaden des loka-
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len Managements wie auch den Betriebsrat e inschränkenden Maßgaben 
sind die in Konzernen übliche Budgetzuteilung, das Setzen von „target 
prices" und die Vorgabe von Rationalisierungs- und Reduzierungszielen 
durch die über den Betrieben stehenden Aushandlungsgremien der Busi­
ness Area . Den Geschäftsleitern wird die Zielsetzung bezüglich der U m ­
satzerwartungen und der zu erbringenden Gewinne vorgegeben; in einem 
untersuchten Unternehmenssegment wird beispielsweise eine Umsatzren­
dite von 12 % pro Jahr gefordert. Angesichts äußerst rigider Vorgaben 
werden an erster Stelle diejenigen Verhandlungsfreiheiten für die jeweili­
ge Geschäftsleitung beschnitten, die finanziell zu Buche schlagende L e i ­
stungen für die Beschäftigten betreffen. 

In den ehemals getrennten Konzernteilen des Untersuchungsfalls hatten die Wer­
ke und deren Geschäftsführer weitaus größere Entscheidungs- und Handlungsbe­
fugnisse. Die Werke waren relativ autonom, so daß die Verhandlungen zwischen 
dem Betriebsrat und der Geschäftsleitung eigenständig geführt werden konnten. 
Seit der Fusion wird versucht, Regelungen konzernweit bzw. für alle deutschen 
Werke einheitlich durchzusetzen. 

Standardisierungsbestrebungen und die damit zumeist einhergehenden 
zentralistischeren Entscheidungswege innerhalb von Konzernen und Pro­
duktionsnetzwerken lassen somit auch die Arbei t der betrieblichen Inter­
essenvertretungen nicht unberühr t . Denn Initiativen von Betr iebsräten 
auf Werkebene müssen von der lokalen Geschäftsleitung unter Verweis 
auf bereits bestehende oder laufende Zentralverhandlungen abgeblockt 
und bis zur endgültigen zentralen Reglementierung vertagt werden. Im 
Falle von bevorstehenden oder bereits abgeschlossenen Betriebsverein­
barungen für einen konkreten Standort würde die Umsetzung dieser Be­
triebsvereinbarungen von den Geschäftsleitern eine Offensive gegen die 
Konzernzentrale erfordern, um die Genehmigung innerhalb des K o n ­
zerns durchzusetzen. Der lokale Manager m ü ß t e sich also zum Agenten 
der betrieblichen Interessenvertretung und Belegschaft machen. „Die Be­
reitschaft allerdings, für die Arbeitskräfte in dieser Weise in die Büt t zu 
gehen und die Regelungen durchzukämpfen, ist gering" (ein Betriebsrat). 

A u c h die in Zusammenhang mit einer transnationalen Strategie einge­
richteten matrixförmigen Konzernstrukturen sind nur scheinbar oder al­
lenfalls hinsichtlich der Produktentwicklung und -Vermarktung dezentral; 
lediglich hier genügen sie dem Motto: think global, act local. Im Hinblick 
auf die Arbeitsbeziehungen jedoch greifen auch zentralistische Vereinheit­
lichungstendenzen. In der Konsequenz wird so der Konzernleitung auch 
nach erfolgreichem Abschluß einer Betriebsvereinbarung zwischen dem 
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Betriebsrat und der Geschäftsführung einer eigenständigen Unterneh­
menseinheit die Verhinderung ermöglicht. Im Untersuchungskonzern 
wurde für alle abschließenden Stellen eine sog. Durchführungsbest im­
mung verabschiedet, wonach alle Betriebsvereinbarungen vor der forma­
len Gültigkeit bei spezialisierten Stäben des Konzerns geprüft werden 
müssen. Derartige Durchführungsbes t immungen lassen die auch in ma­
trixartigen Konzernstrukturen angelegte Steigerung der ohnehin beste­
henden Machtasymmetrie zwischen Kapital und Arbei t deutlich werden: 
Z u m einen befassen sich im Konzern personalreiche Stäbe mit der Ausar­
beitung von Konzepten, denen keine ausreichende personelle und finan­
zielle sowie vor allem fachliche Ausstattung des Betriebsrats gegenüber­
steht. Z u m zweiten werden die im Betriebsverfassungsgesetz formal auto­
risierten Verhandlungspartner der Interessenvertretung der Arbeitskräf­
te und des lokalen Managements entmachtet. Z u m dritten werden Defi­
nitionen und Bestimmungen des Betriebsverfassungsgesetzes durch die 
vom Konzern vorgegebene Vereinheitlichung von Verhandlungsfeldern 
und -themen außer Kraft gesetzt. Z u m vierten eröffnet die Trennung in 
direkte Verhandlungspartner und zustimmende bzw. genehmigende Stel­
len dem Management nahezu unkontrollierbare Chancen zur taktischen 
Verschleppung von Verhandlungen. 

A n einem Standort wurde mit großer Mühe eine Betriebsvereinbarung zum Aus­
gleich der Arbeitszeit für die Dauer eines Jahres abgeschlossen, mit deren Hilfe 
Auftrags- und Kapazitätsspitzen und -täler besser ausgeglichen werden sollten. 
Nach endgültiger Aushandlung mit der örtlichen Standortleitung wurde sie von 
der Stabsstelle der Konzernzentrale in Zürich abgelehnt. 

3.2 Verflüssigung der Betriebsgrenzen 

(1) D ie Verfahren und Protagonisten des traditionellen normierten Ver­
handlungssystems waren auf die Grundeinheit „Bet r ieb" rückbezogen 
und sorgten für einen wechselseitigen Austausch von Regelungsformen 
und -inhalten. D ie duale Struktur gewährleistete in einem Top-down-Pro-
zeß den Einbezug von überbetr iebl ichen Lösungen der Konfliktaustra­
gung und -regelung in die betrieblichen Problemlagen wie umgekehrt ei­
ne Bot tom-up-Rückbindung der betrieblichen Verhandlungserfahrungen, 
-ergebnisse und Konfliktlösungen an überbetr iebl ich durchgesetzte Stan­
dards. A u f dieser Grundlage „Bet r ieb" setzten aber auch die Regelungen 
von Betriebsverfassungsgesetz und Tarifverträgen sowie Standards und 
Institutionen der Mitbestimmung und Mitwirkung im Unternehmen an. 
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Die Einheit Betrieb konstitutiert die entscheidenden Verhandlungspart­
ner, die im Rahmen der regional und für Branchen gültigen Tarifverträge 
die Anpassung und Umsetzung der Tarifregelungen an die betrieblichen 
Bedingungen betrieben: Betr iebsräte und gewerkschaftliche Vertrauens­
leute einerseits und betriebliches Management anderseits. M i t der Orga­
nisation von Unte rnehmensverbünden nach dem Muster flexibler und 
ständig im Fluß und in der Umorganisation befindlicher Produktionsnetz­
werke werden die Betriebsgrenzen variabel. M i t der Schaffung kleiner 
(flexibler) Produktionseinheiten werden bestimmte Mindestbetr iebsgrö­
ßen voraussetzende Mitbestimmungsrechte ausgehebelt; so z .B. 300 Be­
schäftigte als Größe für freigestellte Betr iebsrä te oder 2.000 zur Einset­
zung eines paritätischen Aufsichtsrats. 8 Die Bünde lung der strategischen 
Entscheidungsfindung im heimatlosen Produktsegmentmanagement läßt 
den Betrieb als bislang sozial und räumlich abgrenzbare Einheit zu einem 
„Bauern" im globalen Schachspiel werden. Der Betrieb wandelt sich von 
der Organisation zum permanenten Prozeß mit nicht festzulegenden 
Grenzen. Ständige Reorganisations- und Rationalisierungsprojekte (To­
tal Quality Management, Supply Management, Time Based Management, 
T50-Programm, Customer Focus, Common Product/Process ...) werden 
im Dauerzustand zu permanent wirksamen Selbstrationalisierungs- und 
Beschleunigungsinstrumenten. Die Interessen von Konzern und Betrieb 
würden immer weiter auseinandergehen, wäre das lokale Management 
durch die konzerninterne Konkurrenzkultur und zentrale Steuerungs­
und Kontrollprozesse zur Einhaltung der Konzernziele verpflichtet. Nach 
Barnevik besteht die Aufgabe der lokalen Geschäftsführer lediglich dar­
in, „exzellente Profit-Center-Leiter" zu sein. 

Über diese rein formale Eliminierung von Vertretungsrechten hinaus wird eine 
Interessenvertretung derart zerstückelter Einheiten auch in der alltäglichen Pra­
xis erschwert. 1989, kurz nach der Fusion, wurde der zuvor zentral geführte deut­
sche Konzernteil in etwa 30 Tochtergesellschaften in der Rechtsform einer 
GmbH aufgeteilt. Allein die bisherige deutsche Zentrale des ursprünglich schwei­
zerischen Gesellschaftsteils sollte in zehn Einzelgesellschaften aufgespalten wer­
den. Für die 3.000 am Standort Beschäftigten hätte die Aufteilung bei einer -
auch von der Konzernleitung vertretenen - rein formaljuristischen Betrachtung 
bedeutet, daß jeder Bereich seinen eigenen Betriebsrat erhalten und damit der 

8 Die ungefähr 30.000 Mitarbeiterinnen des Elektrokonzerns in Deutschland 
verteilen sich auf knapp 100 Konzernunternehmen (zumeist GmbHs) mit ei­
ner durchschnittlichen Belegschaftsstärke von 200 Arbeitnehmern und einer 
Streuung von zehn Beschäftigten in Serviceeinheiten bis zu etwas über 3.000 
im Kraftwerkbau. Die meisten Einheiten sind weiter in Profit-Center, die grö­
ßeren zusätzlich in Cost-Center unterteilt. 
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Betriebsratskörper etwa 80 Personen umfaßt hätte. Dieser Vorschlag wurde von 
der ursprünglich 31 köpfigen Arbeitnehmervertretung mit der Androhung von 
Arbeitsniederlegungen schließlich verhindert. Die Gründe für den Widerstand la­
gen in der Befürchtung, daß die Wahl eines Betriebsrats durch zu viele kleine 
Einheiten einen Einflußverlust der Betriebsräte und die Zersplitterung der Be­
triebsratsarbeit zur Folge hätte (Mannheimer Morgen/10.4.1989). 

(2) Das Beschäftigungsvolumen für den einzelnen Standort erschließt sich 
im wesentlichen aus der innerhalb des Produktionsnetzwerks zugeteilten 
Absatzmarktzuständigkei t mit einem dadurch mehr oder weniger vorge­
gebenen Produktionsvolumen. Vereinbarungen betreffen dementspre­
chend die Arbeitsteilung der einzelnen Werke innerhalb dieses Netz­
werks. D ie Chancen zur nationalen Arbeitsplatzsicherung werden damit 
nicht auf der Ebene einer nationalen Konzernleitung, sondern suprana­
tional vorentschieden. D a allerdings eines der Kennzeichen derartiger 
Netzwerke der ständige Prozeßcharakter ist, werden formale, dem Be­
triebsverfassungsgesetz und einer Grundeinheit „Produkt ionsbe t r ieb" 
entsprechende Regelungen mit jeder Dynamisierung der Situation zur 
Makulatur. So befand sich das für den Turbinensektor 1992 erstmals fest­
geschriebene „Network 92" seitdem ständig in Veränderungen , da inzwi­
schen auch Fabriken im osteuropäischen Ausland und in Lateinamerika 
hinzugekommen sind. Ähnliches gilt für die Zusammensetzung der welt­
weiten Trafoproduktionsstandorte, deren Anzah l ständig variiert, da 
Neuakquisitionen in strategisch wichtigen Weltmarktregionen immer 
auch Werkschl ießungen in den traditionellen Indust r ie ländern bzw. unter 
den bisherigen Produkt ionss tä t ten zur Folge haben. D ie offizielle und 
formale Arbeitsteilung zwischen diesen Standorten liegt fest, die fakti­
sche ist jedoch ständig im Fluß. 

Im Geschäftsbereich der Transformatoren werden die Märk t e den ca. 30 
international verteilten Werken innerhalb der internationalen Business 
Area für den Trafobau ohne gemeinsame Schnittmengen und Konkur­
renz zugeteilt. Jedes Werk bedient pr imär seinen Heimatmarkt, darüber 
hinaus - entsprechend der Business Area-weiten Absprache - ggf. be­
stimmte ausländische Märk te . Hinzu kommen Reparatur- und Nachbau­
aufträge für frühere Kunden. Veränderungen in der Zuständigkei t wer­
den auf dem einmal jährlich stattfindenden Koordinationsmeeting (Mar­
ket Location Meeting) der Business A r e a festgelegt. Hie r treffen sich die 
Vertriebs- und Exportleiter aller Transformatoren-Werke mit dem leiten­
den Business Area-Manager. Zentrales Ergebnis ist dabei eine für jedes 
Absatz- und Exportland spezifizierte Priori tätenliste der einzelnen K o n ­
zernwerke, die bei den Market Location Meetings schriftlich fixiert und 
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hinterlegt wird. Diese Marktabgrenzungen werden insbesondere nach 
dem Aufkauf von Werken oder nach Joint Ventures in bisherigen Export­
ländern revidiert. In den meisten Fällen m u ß dann das - diesen Markt 
bisher bedienende - Werk ungeachtet seiner Produktivi tä t , Konkurrenz­
fähigkeit und Kostenstruktur einen Produktionsausfall hinnehmen. 

D i e Marktzuständigkei t bestimmt zwar in der Regel, aber nicht immer, 
den Produktionsort des jeweiligen Auftrags. Es kommt durchaus vor, daß 
aufgrund von Kapazitätsengpässen oder wegen ungünstiger Währungs­
entwicklungen Teile eines Auftrags (oder auch ein ganzer Auftrag) an ein 
anderes Konzernwerk weitergeleitet werden. E i n solcher Kapazi tätsaus­
gleich erfolgt im wesentlichen über bilaterale Verhandlungen zwischen 
den beiden Werken, wobei der Kunde einem anderen Produktionsstand­
ort zustimmen muß . Solche Kapazitätsabgleiche werden nicht systema­
tisch über die Business A r e a abgewickelt. D i e Vertrags- und Lieferbedin­
gungen sowie die Preise werden zwischen den beiden Werken jeweils bi­
lateral ausgehandelt und schriftlich in einem Vertrag wie bei einem exter­
nen Partner festgelegt. 

Selbst wenn im Turbinenbau die Verteilung der Aufträge etwas anders 
geregelt ist, kommt es auch hierbei in Abhängigkei t von der Kapazitäts­
auslastung der Werke zu kurzfristigen Umschichtungen in der Auftrags­
bearbeitung. 

Den Protesten der Beschäftigten am Sitz der deutschen Zentrale verbunden mit 
längeren Arbeitsniederlegungen, die unmittelbar nach der Fusion zwischen 
A S E A und B B C 1988 einen Sozialplan erzwangen, wurde auch mit einer Be­
triebsvereinbarung begegnet. In deren Rahmen wurden die Aufrechterhaltung 
des Standortes und die Zuteilung der vom deutschen und einem schweizerischen 
Werk arbeitsteilig gefertigten Teile innerhalb der Kraftwerkefertigung festge­
schrieben (Mannheimer Morgen/19.1.1989). Nach Ansicht des Betriebsrats wurde 
spätestens seit Beginn der 90er Jahre die Vereinbarung vor allem im Zuge der 
Ausdehnung des Konzerns in Richtung Osteuropa sukzessive unterlaufen, da da­
mit innerhalb der gesamten Kraftwerkefertigung neue Fakten geschaffen wurden 
(Mannheimer Morgen/2./3.7.1994). In Neuverhandlungen wurde über das 1992 
eingeführte Produktionssteuerungsgremium und -verfahren „Network 92" eine 
neue Betriebsvereinbarung abgeschlossen. Festgeschrieben wurde hier erneut, 
daß der Standort in Deutschland erhalten bleiben und dieses Werk innerhalb des 
Netzwerks den Charakter einer Leitfabrik (Lead Center) erhalten soll. Zudem 
wurde dem Betriebsrat die im Rahmen des Netzwerks vierteljährlich erstellte 
Auftragsverteilungsliste zur Einsicht zugesagt. Diese Liste wird jedoch im Voll­
zug durch das Management nicht immer vollständig weitergegeben. Welche Teile 
und Auftragskomponenten letztlich wo gefertigt werden, ist damit für den Be­
triebsrat nach wie vor intransparent. Außerdem werden die Aufträge aus Sicht 
des Betriebsrats teilweise ad hoc und ungeplant verschoben, so daß die in der Be­
triebsvereinbarung festgeschriebene Arbeitsteilung zwischen den Werken unter-

Von Behr/Hirsch-Kreinsen (1998): Globale Produktion und Industriearbeit. 
http://nbn-resolving.de/urn:nbn:de:0168-ssoar-67584 



laufen wird, wodurch sowohl international als auch zwischen verschiedenen deut­
schen Werken Konkurrenzkonflikte provoziert werden. Koordinationsprobleme 
auch für das Management resultieren insbesondere aus dem Eigeninteresse der 
beteiligten Gesellschaften, zur Maximierung des Betriebsergebnisses immer wie­
der in Konkurrenz zu anderen Standorten zu treten, um deren Kunden abzuwer­
ben. Über kurzfristige Auftragsverlagerungen hinaus finden langfristig wirkende 
und damit nicht mehr durch die Betriebsvereinbarung abgedeckte Bearbeitungs­
umgruppierungen innerhalb der internationalen Business Areas statt. 

(3) Durch diese produktionstechnischen und logistischen Optimierungs-
Strategien ist der betrieblichen Interessenvertretung die über die Existenz 
des Betriebs und das Beschäftigungsvolumen für die Arbeitskräfte ent­
scheidende Verteilung von Arbeit und Aufträgen nahezu intransparent. 
D ie Grenzen des einzelnen Betriebs lassen sich nicht mehr ex ante be­
stimmen. A u c h das Entscheidungszentrum über Auftragsannahme, Pro-
duktionsumfang und Auftragsdurchlauf wird aus dem Betrieb ausverla­
gert. Nicht mehr die Vertriebs- und Verkaufsleute oder die Geschäftslei­
tung definieren die Kapazitätsauslastung des Betriebs, sondern das zen­
trale Steuerungsgremium, das Lösungen über mehrere Betriebe erarbei­
ten und dabei einen engen Bezug zu einem einzelnen Betrieb und den In­
teressen der dort Beschäftigten vermeiden m u ß . Letztendlich werden mit 
diesen, den flexiblen Produktionsnetzwerken als Zweck immanenten Fle­
xibilisierungstendenzen die im Betriebsverfassungsgesetz zugeschriebe­
nen Informations-, Beratungs- und Mitbestimmungsrechte des Betriebs­
rats eingeschränkt . A u c h die traditionellen Instrumente und Routinen 
der betrieblichen Aushandlung im Rahmen des normierten Verhand­
lungssystems (Betriebsvereinbarungen, Ausschüsse, Ad-hoc-Aushandlun­
gen mit der Geschäftsleitung ...) werden zunehmend ungeeignet zur Be­
wältigung möglicher Konflikte. Mit te l- und langfristig angelegte Betriebs­
vereinbarungen sind nach kurzer Zeit veraltet, weil sich zwischenzeitlich 
die Grundlagen von Beschäftigung (Arbeitsvolumen, zeitliche Lage, 
Schichtregelungen) geänder t haben. 

Insbesondere das im herkömmlichen System industrieller Beziehungen 
wohl wichtigste konsolidierte Verhandlungsfeld „Beschäftigung" wird zu­
nehmend prekär . Flecker spricht davon, daß „die angestrebten Interes-
senvertretungs- und Verhandlungsstrukturen (...) unvermeidlich ,auf 
Treibsand 4 gebaut (werden)" (1996, S. 167). D ie hauptsächlichen A k t i v i ­
tä ten des Betriebsrats, die früher aus rechtlich definierten und gesicher­
ten Verhandlungen zur Eingruppierung, zu Lohnsystemen, Arbeitszeitre­
gelungen, Schichtmodali täten und ähnlichen Bedingungen der Arbeitsbe­
ziehungen bestanden und umfassend in diversen themenspezialisierten 
Ausschüssen geleistet wurden, haben sich grundlegend veränder t : Z u m 
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einen haben nunmehr die auf den einzelnen Betrieb zugeschnittenen 
Ausschüsse an Bedeutung verloren. Z u m anderen stehen bei der Be­
triebsratspolitik Interessenausgleich und Sozialpläne, betriebsbedingte 
Kündigungen, die Verlagerung von Gesellschaften oder einzelner Teilbe­
reiche, die räumliche Verlagerung von Betriebsabteilungen oder auch 
Vorschläge der Gegenseite zur Einführung regelungsärmerer Tarifverträ­
ge im Vordergrund. Eine Entwertung sowohl der Instrumente als auch 
der bisher starken Verhandlungsfelder betrieblicher Interessenvertretung 
hat stattgefunden. 

3.3 Verlagerungsdrohungen und Konkurrenz der Produktions­
standorte 

(1) Durch die allgemeine nationale und internationale Standortkonkur­
renz und über die Konkurrenz der einzelnen Werke in Unternehmensver­
bünden und Produktionsnetzwerken werden die Drohung zur Produkti­
onsverlagerung und ein Ausspielen der Standorte gegeneinander zur stän­
digen Existenzgefährdung der Belegschaften. D ie in den letzten Jahren 
dramatische Arbeitsplatzabbaupolitik der Konzerne senkt das Volumen 
der zur Verfügung stehenden Arbei tsplätze , während zugleich die Anzahl 
der Arbeitsplatzkonkurrenten auf dem (zwar nur in Grenzen vorhande­
nen) globalen Arbeitsmarkt steigt. D ie Bataillone der „industriellen Re­
servearmee" wachsen. „Die transnationale Mobili tät des Kapitals im glo­
balen Raum ist eine Ressource seiner ökonomischen und schließlich auch 
politischen Stärke. D i e Repräsen tan ten des Kapitals - Unternehmer, A r ­
beitgeber - können die Tarifpartner (oder -gegner) wechselseitig ausspie­
len auf der Suche nach den besten, d.h. profitabelsten Standorten" (Al t ­
vater 1993a, S. 10). D a in transnationalen Produkt ionsverbünden im Prin­
zip ähnliche Schwesterfirmen agieren, lassen sich durch den Konzern in 
Verhandlungen taktische Androhungen von Produktionsverlagerungen 
jederzeit glaubwürdig einsetzen. Die Erpreßbarke i t der einzelnen Werke 
steigt, wobei die Werkleitungen aufgrund ihrer Beschränkung auf opera­
tive Aufgaben dem zumeist genauso ohnmächt ig gegenübers tehen wie die 
Belegschaftsvertreter. D ie Standortentscheidung innerhalb transnationa­
ler Konzerne hängt dabei weitaus weniger von den Produktivi tätsleistun­
gen der einzelnen Werke ab als von Einschätzungen hinsichtlich zukünf­
tig bedeutsamer Absa tzmärk te . Der gegenwärtige starke deutsche Markt , 
was die Nachfrage nach Produkten des untersuchten Konzerns anbelangt, 
sichert momentan noch die Werke in Deutschland; aber die künftigen 
Absa tzmärk te werden eindeutig in ferneren Regionen gesehen, wo im 
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Sinne des „being local worldwide" die neuen Produkt ionss tä t ten entste­
hen werden. 

(2) Ferner wird deutlich, daß transnationale Konzerne in ihrer Ansied-
lungspolitik aus den Hete rogeni tä ten nationaler Institutionensysteme für 
sich Vorteile ziehen k ö n n e n . 9 Gewisse Anzeichen sprechen auch im U n ­
tersuchungsfall dafür, daß bei Entscheidungen über Werkschl ießungen 
mitunter auch Gesichtspunkte der Stärke bzw. Möglichkeiten zur Schwä­
chung der Interessenvertretung eine Rol le spielen. Trotz Einsparung nur 
eines Standorts unter mehreren wird an allen Standorten solange die 
Schließungsdrohung oder auch Forderungen nach Lohn- und Gehal tskür­
zungen als betriebspolitisches Druckmittel aufrechterhalten, bis die Ver­
kündigung der endgült igen Entscheidung nicht mehr aufschiebbar ist. 

Durch die Übernahme eines ostdeutschen Transformatorenwerks unmittelbar 
nach der deutschen Vereinigung wollte der Konzern möglichen Kaufinteressen 
der Konkurrenz zuvorkommen und sich den Marktzugang für die als expansiv er­
achteten Ostmärkte sichern. Begünstigend kamen der infolge von Treuhandsub­
ventionen äußerst günstige Kaufpreis hinzu sowie erhoffte Kostenvorteile durch 
das deutlich niedrigere Lohnniveau in Ostdeutschland. Nach geraumer Zeit stell­
te sich heraus, daß das Auftragsvolumen im Trafosektor nicht ausreichte, drei 
deutsche Standorte auszulasten. Von der Business Area wurde deshalb die Lage 
des Trafostandorts Deutschland wegen der Überkapazitäten als negativ bewertet, 
was einer Anordnung zum Abbau der Überkapazitäten gleichkam (Die Rhein-
pfalz/22.10.1988), deren Verantwortung entsprechend der Matrixstruktur beim 
Regionalmanagement für die deutsche Landesgesellschaft liegt. Das nach Ver­
handlungen schließlich geschlossene Werk war ein politisch äußerst starker 
Standort mit hohen Streikvolumina, so daß eine Schließung dieses Standorts mit 
eigentlich deutlich höherer Produktivität als in den anderen deutschen Schwester­
werken eine Schwächung des Standortbetriebsrats versprach. 

Die Entscheidung für die Schließung des fraglichen Standorts wurde letztlich mit 
fünf Argumenten begründet: Zum ersten bestanden Lohnkostenunterschiede von 
bis zu D M 1.000 pro Arbeitskraft, die auf die Geltung unterschiedlicher Tarifge­
biete, auf eine höhere Lohnsumme im Akkord-Festlohn, auf zusätzliche Soziallei­
stungen und Zulagen sowie auf eine höhere Eingruppierung an vergleichbaren 
Arbeitsplätzen in dieser ehemaligen beschäftigungsstarken deutschen Zentrale 
zurückgehen. Hier wurden von der betrieblichen Interessenvertretung Betriebs­
vereinbarungen für alle am Standort befindlichen Werke abgeschlossen. Infolge 
einer relativ starken gewerkschaftlichen und betriebsrätlichen Macht konnten so 
gute Lohn- und Arbeitsbedingungen herausgehandelt werden. Zum zweiten wur­
de für das letztliche geschlossene Werk eine höhere Fixkostenbelastung durch ka­
pitalintensivere Anlagen errechnet. Zum dritten war die Technologie der ehema-

9 Vgl. die von Flecker referierten Befunde von Ferner und Edwards (1995) zu 
den Konzernstrategien der Vermeidung, der Vereinnahmung und der Ausnut­
zung der Heterogenität (Flecker 1997, S. 32). 
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ligen schweizerischen Teilgesellschaft im Trafobau bei vergleichbaren Produktei­
genschaften gegenüber der schwedischen Techniklinie konstruktiv aufwendiger 
und damit kostenintensiver. Zum vierten fand gleichzeitig ein Umbau der Kraft­
werkproduktion statt, so daß diese Restrukturierungssituation eine gleichzeitige 
Rationalisierungsmaßnahme im Trafobereich begünstigte. Und zum fünften wur­
de offensichtlich seitens des Managments die Widerstandsfähigkeit der betriebli­
chen Interessenvertretung im Vergleich zum anderen westdeutschen Werk als 
nicht so effektiv eingeschätzt, da es sich um einen schwerfälligeren Apparat han­
delte, dessen Mobilisierungs- und Politisierungsfähigkeit wohl als geringer erach­
tet wurde. 

(3) In Produktionsnetzwerken wird das dem einzelnen Standort verblei­
bende Beschäftigungsvolumen durch die zwischen den Business Area-
Vertretern ausgehandelte Arbeitsteilung der einzelnen Werke innerhalb 
dieses Netzwerks und dem dadurch vorgegebenen Produktionsvolumen 
bestimmt. D ie Entscheidungen über eventuelle Produktionsverlagerun­
gen oder Werkschl ießungen werden im Regelfall in der internationalen 
Business A r e a vorbereitet und im Prinzip auch vorverbindlich getroffen; 
vom jeweiligen Manager der Region m u ß diese Entscheidung anschlie­
ßend nur noch formal unterschrieben und offiziell verkündet werden. Für 
Umschichtungen innerhalb Europas ist hierbei die Leitung der Region 
Europa zuständig. Das Entscheidungszentrum ist jedoch in der interna­
tionalen produktbezogenen Business A r e a verankert. D ie Chancen für 
den jeweiligen Produktionsstandort hängen stark von der Nationali tät des 
in die jeweilige Business Area entsandten Vertreters ab; bei der Teilnah­
me eines Deutschen können sich die Chancen zum Erhalt deutscher 
Standorte e rhöhen. Unter derartigen Konstellationen bleiben den Beleg­
schaften und deren Interessenvertretern zumeist nur noch Rückzugsge­
fechte. B e i auch durch die Internationalisierung verschärfter Beschäfti­
gungskrise und schwindenden Verteilungsmassen in einer ökonomischen 
Stagnationsphase werden die bisher konsolidierten Verhandlungsfelder 
und dabei vor allem die Reglementierung von Beschäftigung ausgehöhlt . 
Andere bisher wichtige und konsolidierte Verhandlungsfelder wie Ent­
gelt- und Lohnregelungen, Zeitwirtschaft, Arbeitszeit, Belastung, Arbeit­
sumfeld und -Sicherheit etc. werden angesichts drohender Standortschlie­
ßungen tendenziell unwichtig gegenüber der reinen Beschäftigungssiche­
rung. E i n von den (entfernten) Konzernzentralen beschlossenes Urte i l 
läßt sich nicht mehr abwenden, sondern allenfalls in seinen Konsequen­
zen abmildern. A l s Lösungen zur Abwicklung des vorgegebenen Verlage­
rungsvolumens verbleiben nur mehr Formen der sozialen Abfederung 
wie Vorruhestandsregelungen, Nutzung der natürl ichen Fluktuation oder 
die Einrichtung von Beschäftigungs- oder Service-Gesellschaften. 
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In dem oben beschriebenen Fall der Schließung des Transformatorenwerks konn­
te die Interessenvertretung aufgrund vollendeter Tatsachen nur mehr die Auswir­
kungen abfedern. Der Beitrag des Betriebsrats umfaßte die Neugründung einer 
Servicegesellschaft, in der ein Großteil der ehemaligen Beschäftigten aufgefan­
gen wurde. Durch die zusätzliche Ausschöpfung der Möglichkeiten zum Vorruhe­
stand und (in geringem Umfang) Versetzungen in die beiden anderen deutschen 
Werke konnten Entlassungen vermieden werden. 1 0 

(4) A l s Mit te l zur Optimierung der Produktionsnetzwerke werden zuneh­
mend technisch optimierte Kontrollprozesse und Benchmarking-Verglei­
che eingesetzt. Diese sollen in Un te rnehmensve rbünden umfassende K o ­
stentransparenz herstellen und wirken durch selektive und je nach Be-
triebsausgangszustand unterschiedlich gehandhabte Argumentation und 
Kriterienauswahl als ständige, diffuse und damit nahezu unwiderlegbare 
Sachzwänge. Für alle betrieblichen Interessenvertretungen heißt dies 
aber, daß in den Verhandlungen seitens der Arbeitgebervertreter E x i ­
stenzängste geschürt werden. Solidarisierungspotentiale bzw. Konfliktbe­
reitschaft der Belegschaft werden so geschwächt. Eher qualitative und 
nicht ohne weiteres meßba re Faktoren (wie Arbeitskräfteflexibilität, Be­
schäftigungsstabilisierung durch Fertigungspuffer u.ä.) bleiben zumeist 
unbewertet und unberücksichtigt. Tendenziell werden in Kostenverglei­
che gerade die langfristig Wettbewerbsnachteile erzeugenden Faktoren 
wie die durch Produktionsverlagerung entstehenden Flexibilitätsverluste 
im von der Verlagerung betroffenen Werk nicht einberechnet, was z .B. 
den Bestellvorgang, den Wareneingang und die Wareneingangskontrolle, 
die Qual i tä t des Materials und die Liefertermine anbelangt. Gerade die 
oftmals ausgelagerten Nebenbetriebe können bei Erhalt durch die Auf­
rechterhaltung eines Mitarbeiterstamms, der in Kapazi tätsengpässen in 
anderen Bereichen der Fertigung eingesetzt werden kann, eine wichtige 
Funktion zur Bewältigung von Belastungsspitzen erfüllen. 

Aus einem deutschen Trafostandort sollte ein Teilbereich in ein Isolierteileferti-
gungswerk nach Polen ausgelagert werden, das die 13 europäischen Business 
Area-Werke beliefern sollte. Seitens des Betriebsrats wurden Überprüfungen 

10 Allerdings ist die Einrichtung dieser Service-Gesellschaft als Beispiel für neue 
Verhandlungsfelder aus drei Gründen nicht auf eine generelle staatliche De­
batte der Arbeitsplatzsicherung bei steigender Internationalisierung der Indu­
strie generalisierbar. Zum ersten ist nur ein geringer Anteil der Freigesetzten 
in die Service-Gesellschaft übergegangen. Zum zweiten dürften derartige Ef­
fekte und Beispiele nur in einem Bruchteil der internationalisierenden Fälle 
vorkommen, und zum dritten ist dies nur in der mitarbeiterstarken deutschen 
Zentrale des Elektrokonzerns und auch dort nur wegen des starken Betriebs­
rats- und Gewerkschaftsengagements mit einer Vielzahl von Arbeitsniederle­
gungen und Medienrummel gelungen. 
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zum tatsächlichen Effektivitätsgewinn und Kosteneinsparpotential eingefordert. 
Da die Geschäftsleitung nur unzureichende Argumente für die Verlagerung der 
Produktion in Polen erbringen konnte, liegt für den Betriebsrat der Eindruck na­
he, daß keine angemessenen Kostenvergleiche zwischen Polen und Deutschland 
angestellt wurden. Nach Einschätzung des Betriebsrats wäre bei einem umfassen­
den Preis-/Kostenvergleich mit Einberechnung der Kosten für den Abzug von 
Flexibilität die Fertigung in Polen um ein Drittel teurer. Obwohl Polen derzeit 
nur für die beiden deutschen Werke fertigt, lassen sich trotz der geringen Ausla­
stung im ostdeutschen Betrieb Qualitätsmängel der polnischen Zulieferteile und 
Zeitverzögerungen von bis zu drei Tagen feststellen. Nach Einschätzung eines 
Betriebsrats dürfte sich die Verlagerung nach Mittelosteuropa ohnehin „als ein 
Flop herausgestellt" haben. Im Zeitraum zwischen 1991 und 1995 waren in Polen, 
Jugoslawien und Ungarn Produktivitätssteigerungen von ca. 2 % zu verzeichnen, 
während im westdeutschen Werk diese um 24 % zunahmen, obwohl keine Inve­
stitionen getätigt wurden. Ferner werden in den mittel- und osteuropäischen Län­
dern demnächst die Löhne steigen. Außerdem entstehen für den Konzern an den 
vom Beschäftigungsabzug betroffenen Unternehmensteilen nicht zu vernachlässi­
gende soziale und betriebspolitische Konfliktkosten, die durch erhöhte Streikbe­
reitschaft, höhere Fluktuation und geringere Arbeitszufriedenheit entstehen. 

(5) Trotz der auch den Geschäfts- und Konzernleitungen bekannten 
Fragwürdigkeit von Benchmarking und Kennziffernvergleichen werden 
diese in den betrieblichen oder tarifpolitischen Verhandlungen genutzt 
und benutzt. Industrielle Beziehungen und Gewerkschaften werden im 
gegenwärtigen Internationalisierungspoker interessenpolitisch als Kosten-
und Standortfaktoren ausgeschlachtet. Weitgehend anerkannte Standort­
vorteile, wie hohe Qualifikation, hohe Berechenbarkeit, eindeutig be­
stimmbare Verhandlungspartner, Friedenspflicht während der Tarifver­
tragsgültigkeit, politische Stabilität (u.a. wegen Verbots politischer 
Streiks), werden gegenüber mehr oder minder zutreffenden Standort­
nachteilen bei den Lohn- und Arbeitskosten, der „Regelungsdichte" und 
den Steuerbelastungen vernachlässigt. So werden oftmals die „inflexi­
blen" Betr iebsräte , die die „Wettbewerbsfähigkeit gefährdenden" Ge­
werkschaften und die „s ta r ren" Flächentarifverträge als „Sachzwang"-Be-
gründung für Direktinvestitionen und Produktionsverlagerungen heran­
gezogen. 

In unserem Untersuchungsfeld lassen sich hingegen Hinweise finden, daß 
sich ohne diese - im wesentlichen auf das bestehende, in langen Jahren 
des industriellen Konflikts erarbeitete System der industriellen Beziehun­
gen zurückgehenden - Flexibilitäten des Arbeitskräfteeinsatzes die rela­
tiv gesicherte Position eines Trafowerks in der Standortkonkurrenz zu 
den anderen Business Area-Werken wohl kaum hät te halten lassen. Ge­
rade das unter anderem an hohen Lohnkosten ablesbare hohe Qualifika-
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tionsniveau sichert dem Betrieb seine Vorteile den anderen Trafostand­
orten gegenüber . Dies gilt gleichermaßen für die - im Vergleich zur tradi­
tionellen, fachlichen, funktionalen und hierarchischen Arbeitsteilung in 
der Industrie feststellbare - hochgradige Kommunikat ionsfähigkei t und 
-bereitschaft zwischen den planenden, steuernden und kontrollierenden 
Abteilungen einerseits und der Fertigung andererseits. Vers tä rk t wird 
diese ausgeprägte Abstimmungs- und Leistungsbereitschaft durch die ge­
ringe Differenzierung, Segmentierung, Hierarchisierung und Arbeitstei­
lung im Betrieb. Dementsprechend werden die wesentlichen Dispositi­
onsaufgaben „vor Ort" in der mechanischen Fertigung erbracht, wo weit­
reichende Entscheidungs- und Handlungsspie l räume bestehen (vgl. den 
Beitrag von Schultz-Wild in diesem Band, S. 99 ff.). Dies aber ist wieder­
um an die gesellschaftlich jeweils gültigen Infrastruktur- und politischen 
Leistungen, wie z .B. ein hocheffektives Berufsbildungssystem (Ausbil­
dung zum Elektroanlagenbauer), rückgebunden. Eine zentrale Rol le 
spielt darüber hinaus ein funktionierendes System der normierten Ver­
handlung mit - wie z .B. im deutschen Model l - bewähr te r Dual i tä t von 
Tarifverträgen mit betrieblichen Aushandlungsmögl ichkei ten und der 
Zusammenarbeit mit der (örtl ichen) Gewerkschaftsvertretung. 

Verdeutlichen lassen sich diese auch in den Betrieb einwirkenden Standortvortei­
le durch einen Vergleich der Arbeitsorganisation, der Lohnsysteme und der Ver­
handlungsfelder sowie Regelungsmechanismen zweier Trafowerke aus zwei euro­
päischen Ländern. Die Flexibilität und die Polyvalenz der Arbeitskräfte, die 
letztlich zur guten Position des deutschen Werks in den Durchlaufzeiten füh­
ren, 1 1 sind Ausdruck der lokalen Ausprägung des deutschen normierten Ver­
handlungssystems und lassen sich analytisch an die nationalspezifischen (deut­
schen) industriellen Beziehungen und jeweilige Arbeitshistorie rückbinden. Be­
trachtet man ein hinsichtlich der Betriebsgröße und des Produktspektrums ver­
gleichbares Werk in Spanien, so läßt sich dort die Ausgestaltung der Arbeitsbe­
ziehungen sowie des Lohnsystems auf Werkebene - ablesbar an den Regelungen 
und Inhalten der Betriebsvereinbarung - durch die dortige nationalspezifische 
Historie des Systems industrieller Beziehungen erklären: Eine hohe regionale Ar­
beitslosigkeit, Interessen an Arbeitsplatzsicherheit und Schließungspolitik, eine 
hohe Arbeitsplatzdifferenzierung und verbreiteter Widerstand gegen betriebliche 
Rationalisierungsversuche kennzeichnen die Ausgangslage in den spanischen in­
dustriellen Beziehungen vor der Übernahme durch den transnationalen Konzern. 

11 Das Werk war in den letzten Jahren in den Benchmarking-Vergleichen der 
Business Area „Transformatoren" hinsichtlich der Durchlaufzeit durch die 
Fertigung (TPT = Through Put Time), die einen entscheidenden Parameter 
für die effiziente Nutzung der kapitalintensiven Anlagen und die Vermeidung 
unnötiger Kapitalbindung in Halbprodukten und Material darstellt, immer un­
ter den ersten drei der ca. 30 Werke. 
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Im Betrieb herrschten dementsprechend unkooperative Arbeitskräfteorientie­
rungen vor: eine präkapitalistische Arbeitsdisziplin und Zeitnormen, eine geringe 
Arbeitsidentifikation und hochgradiges Mißtrauen der Arbeitskräfte gegen die 
Arbeitgeber sowie Formen direkter Managementkontrolle. Infolge dieser kon-
fliktorischen betrieblichen Situation und relativ geringer Produktivität wurden in 
der dritten Phase der konzerninternen Modernisierung der Aufbau von Polyva-
lenz, die Integration der Qualitätsfunktionen, die Einrichtung von Fertigungsin­
seln und Fertigungssegmentation sowie der Technologietransfer (hinsichtlich 
Durchlaufzeiten, Qualität ...) durch die fortgeschritteneren Werke der Business 
Area vorangetrieben. Die Konzern- und Werkleitung war deshalb seit 1992 maß­
geblich damit beschäftigt, diesen industriellen Konflikt zu kanalisieren und neu­
tralisieren. Einer anfänglichen Phase der Co-Determination folgten Versuche der 
Machtbegrenzung der Gewerkschaften in klassischen Handlungsfeldern (Beför­
derung, Leistung, Löhne, Schulung, Arbeitsplatzsicherheit) unter anderem durch 
Forderungen nach Aufteilung der Verhandlungseinheit sowie durch Flexibilitäts­
und Polyvalenznutzung. Ein Streik im Mai 1992 und darauf folgende Verhand­
lungen leiteten wiederum eine neue Phase im Verhältnis zwischen Kapital und 
Arbeit ein: Durch Investitionen in Technologie und Schulung sowie neue Infor­
mationspolitik sollte das Vertrauen wieder aufgebaut werden. Auch der Betriebs­
rat wurde wieder systematisch in die betriebliche Politik einbezogen, indem Ver­
handlungsfelder (Lohnsystem, K V P ) und Mitsprachemöglichkeiten eröffnet wur­
den (vgl. dazu auch Köhler, Fernandez-Steinko 1995; Köhler 1998; s. auch die Be­
schreibung des spanischen Tarifvertragssystems von Kramer 1993). 

Eine erstmals für 1995 gültige Betriebsvereinbarung unterstreicht die auf die H i ­
storie der spanischen Arbeitsverhältnisse zurückgehende Notwendigkeit zur 
nachholenden Industrialisierung und Disziplinierung der Arbeiterschaft. Eines der 
umfangreichsten Kapitel der Betriebsvereinbarung ist mit „Normen der internen 
Ordnung" überschrieben, worin in sieben Artikeln (interne Normen, Verfehlun­
gen, Arten von Verfehlungen, Verjährung von Verfehlungen, Vorgehen bei 
Sanktionen, Sanktionen und Prämien) sowohl 30 Arten von Verfehlungen als 
auch deren disziplinarische Konsequenzen aufgelistet werden. Dabei finden sich 
mitunter auch kuriose Verfehlungsarten, deren Nennung die gegenwärtigen Ar­
beitsbeziehungen im Betrieb verdeutlicht: Als „leichte Verfehlung" gilt das Be­
schimpfen oder Beleidigen von Vorgesetzten, Untergebenen, Kollegen oder Drit­
ten in nicht besonders schweren Fällen. Als „schwere Verfehlungen" werden hin­
gegen das Vortäuschen der Anwesenheit eines anderen Mitarbeiters mit Hilfe 
von dessen Kontrollkarte, fünf bis zehn Verfehlungen in der Pünktlichkeit der 
Anwesenheit bei der Arbeit innerhalb von 30 Tagen oder das unentschuldigte 
Nichterscheinen bei der Arbeit zwischen einmal und fünfmal innerhalb eines Mo­
nats betrachtet. Als „sehr schwere Verfehlungen" werden mehr als fünfmaliges 
Fernbleiben von der Arbeit innerhalb eines Monats, physische Agression gegen 
Vorgesetzte, Untergebene, Kollegen oder Dritte innerhalb der Abteilung, sexuel­
le Belästigungen oder Arbeit für ein Konkurrenzunternehmen auf eigene oder 
fremde Rechnung geahndet.12 

12 Deutsche Übersetzung der spanischen Betriebsvereinbarung durch: Mareike 
Zettel (München). 
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Aus der Distanz erscheint die Vermutung gerechtfertigt, daß derartige 
Verfehlungen, deren Nennung in einer Betriebsvereinbarung auf einen 
offensichtlich realen Tatbestand und auf Konflikte hinweist, die den Pro­
duktionsbetrieb in der Vergangenheit auch tatsächlich beeinträchtigten, 
im deutschen System industrieller Beziehungen nicht oder allenfalls in 
anderer Form aufgetreten wären. Ferner wird deutlich, daß in den bereits 
seit längerer Zeit entwickelten Industr ie ländern und insbesondere in dem 
auf soziale und politische Stabilität bauenden deutschen System indu­
strieller Beziehungen von Industrieunternehmen selbstverständlich auf 
Grundfeste zurückgegriffen wird, die in langen Jahren der Kooperation 
zwischen Arbeitgebern und Gewerkschaften aufgebaut wurden (vgl. hi­
storisch Lutz 1984/1989). Dies ist ein Problem, dem sich wohl internatio­
nalisierende Unternehmen ganz allgemein stellen müssen, wenn sie im 
weniger entwickelten Ausland investieren. 

3.4 Neue Belastungen der Interessenvertretung durch Co-Manage-
ment 

(1) Insgesamt besteht seitens des Managements vieler Unternehmen die 
Tendenz, die Betr iebsräte in vielen Projektteams mitarbeiten zu lassen 
und bei Entwicklungen und Planungen möglichst frühzeitig einzubezie-
hen. Diese Form des Co-Managements ist allerdings nicht unumstritten, 
da die neuen Mitsprachechancen durchaus mit ambivalenten Wirkungen 
verbunden sind. Während es Stimmen gibt, die das Sicheinlassen der Ge­
werkschaften und Betr iebsräte auf die neue Herausforderung verlangen, 
da in einem Positivsummenspiel Vorteile für beide Seiten entstehen 
(Müller-Jentsch 1989; 1992; 1994), überwiegen in der Sozialwissenschaft 
wohl eher kritischere Einschätzungen zu den neuen Partizipationsformen 
des Managements (vgl. Deutschmann 1989; Linhart u.a. 1989; Mahnkopf 
1989; Breisig 1990; Al tmann 1992b; D ö r r e u.a. 1993; D ö r r e 1996a). 1 3 E i ­
ner positiven Bewertung des Einbezugs der Betr iebsrä te hinsichtlich neu­
artiger Informationsvorsprünge, höherer Entscheidungskompetenz und 
verbesserter Mitsprachemöglichkei ten steht eine Reihe von Problemen 
gegenüber: 

In nahezu allen empirisch vorfindbaren Fällen handelt es sich um zu­
meist nicht einmal in Betriebsvereinbarungen geregelte und um in-

13 Zu einer Chronologie der Diskussion in den Sozialwissenschaften s. Dörre 
1996a. 
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stitutionell, strukturell und rechtlich äußerst unverbindliche Mög­
lichkeiten ohne Garantie und Rechtsanspruch. D ie Formen der Be­
teiligung reichen somit nicht annähernd an die im Betriebsverfas­
sungsgesetz gesicherten Beratungsrechte, geschweige denn Mitbe­
stimmungsrechte heran. 

D ie Gewährung dieser Beteiligung ist zumeist abhängig von der wirt­
schaftlichen Situation des Betriebs und trägt so in gewisser Weise ei­
nen improvisierten und labilen Charakter. Denn sie ist zumeist je­
derzeit einseitig vom Management widerruflich und hängt zudem in 
hohem Maße von der Kooperationsbereitschaft der jeweiligen Vor ­
gesetzten ab. 

Diese schwachen Beteiligungsformen stellen die in ihrer Alltagsar­
beit ohnehin von Über las tung bedrohten Betr iebsrä te vor zusätzli­
che Arbeits- und Leistungsprobleme, so daß sogar die Gefahr der 
Einschränkung oder Vernachlässigung der im Betriebsverfassungs­
gesetz zugesicherten starken Mitbestimmungsrechte droht. 

D ie Betr iebsräte erhalten zwar durch Co-Management die Möglich­
keit, unternehmerische Planungen frühzeitig zu kommentieren und 
so schädliche Konsequenzen für ihre Klientel zu vermeiden, werden 
dadurch aber mitverantwortlich für unternehmerische Rationalisie­
rungspolitik und möglicherweise gezwungen, Unternehmensziele so­
wie Rat ional i s ierungsmaßnahmen der Belegschaft gegenüber zu ver­
teidigen und damit die von ihnen geforderte kritische und zugleich 
konstruktive Gegenmachtposition zu den Unternehmensstrategien 
aufzugeben. Betr iebsrä te drohen so, zu aktiven Trägern kapitalisti­
scher Optimierungs- und Rationalisierungsprozesse zu werden. 

U n d schließlich drohen Ablösungs- und Entfremdungserscheinungen 
zwischen den Betr iebsrä ten und den Gewerkschaften hervorgerufen 
zu werden, die letztere in ihrer Macht bei der Tarif- und Verteilungs­
politik schwächen. 

Auch von den befragten Betriebsräten werden derartige Co-Management-Ange­
bote zwar als „neue Chance", aber auch „durchaus zweischneidig" beurteilt: E i ­
nerseits haben die Betriebsräte selbst den Anspruch, möglichst früh in neue Ent­
wicklungen einbezogen zu werden. Die Informationspolitik der Einzelgesellschaf­
ten zeichnet sich ohnehin durch nahezu „grenzenlose Offenheit" aus - möglicher­
weise auch ein Indiz für die gemeinsame Schicksalspartnerschaft gegenüber Kon­
zernmutter und Business Area. Andererseits sei es aber schwierig, den Anspruch 
tatsächlich einzulösen, da man nicht gleichberechtigt die Vorgänge steuern kön­
ne. 
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(2) Im Falle des untersuchten Konzerns werden diese Ambivalenzen von 
Co-Management durch die nach der Fusion betriebene Betriebsspaltung 
und -dezentralisierung sowie durch die der Organisation immanenten M a ­
trixstruktur verstärkt. So sind durch die in der Vergangenheit vom K o n ­
zern vorgenommene Aufsplittung in viele Gesellschaften neue Aufsichts­
rä te entstanden, in die die Arbeitnehmerseite Vertreter entsenden muß , 
wodurch neben der zusätzlichen Terminbelastung auch neue Verpflich­
tungen hinzugekommen sind. D a die ohnehin komplizierte Konzern­
struktur immer heterogener wird und keinen durchgängigen und einheit­
lichen Prozeß mehr abbildet, sind die Strukturen und Organisationsprin­
zipien für die Betr iebsrä te unüberschaubar und schwer handhabbar ge­
worden. Die Folge sind kompliziertere Abstimmungsprozesse auf Arbeit­
nehmerseite und erschwerte Koordinat ionsmöglichkei ten mit Kollegen. 
U n d schließlich ist durch die vielfältige Verschachtelung der Gesellschaf­
ten und die ständige Veränderung von Betriebsgrenzen von den Betriebs­
rä ten hohe Flexibilität im ständigen Umstellen auf neue Verhäl tnisse ge­
fordert. 

Aufgrund der Konzernstruktur sei mittlerweile ein „weitreichender Tourismus" 
üblich. Die freigestellten Betriebsräte würden in eine Vielzahl von Gruppen und 
Ausschüssen delegiert, wozu Arbeiten vorbereitet werden müßten und die per­
sönliche Anwesenheit gefordert sei. Termine für Treffen, an denen alle Betriebs­
ratsvertreter teilnehmen sollten, ließen sich kaum mehr finden. Schließlich werde 
es den Betriebsräten zunehmend verunmöglicht, sich intensiv in ein Thema einzu­
arbeiten. So bleibe gar keine Zeit mehr für die „eigentlichen" Arbeiten. 

In einem der untersuchten Betriebe wurde offensichtlich aufgrund dieser Bela­
stungssituation eine noch aus der Zeit vor der Fusion bestehende Praxis aufgege­
ben, innerhalb des Betriebsrats für bestimmte Themen verantwortliche Arbeits­
gruppen zu bilden und aufrechtzuerhalten. Die in einer für die laufende Legisla­
turperiode des Betriebsrats gültigen Geschäftsordnung festgehaltene Regelung, 
daß bei jedem Treffen mit Arbeitgebervertretern mindestens zwei Betriebsräte 
anwesend sein müssen, mußte nun aufgrund des Drucks der Verhältnisse still­
schweigend aufgegeben werden, so daß heute viele Vier-Augen-Gespräche statt­
finden. 

Da der Konzern für jede Art von Konzepterarbeitung eigene Stabsstellen einset­
zen könne, ist derzeit nach Ansicht der Gesprächspartner aus dem Betriebsrat ei­
ne „Waffengleichheit" nicht gewährleistet. Der Konzernbetriebsrat müßte infol­
gedessen mit Referatsstellen versehen sein, deren Referenten dem Konzernbe­
triebsrat praktisch zuarbeiten würden. 
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3.5 Zusammenfassung der empirischen Befunde 

D i e in der Einleitung angedeutete Frage zu Erosion oder Wandel läßt 
sich nun am Ende des empirischen Teils beantworten. Unter den gegen­
wärt igen gesetzlichen und institutionellen Bedingungen wird das deutsche 
System der normierten Verhandlung insbesondere auf der betrieblichen 
Ebene massiven Erosionstendenzen ausgesetzt: 

Z u m ersten treiben matrixartige Organisationsstrukturen transnationaler 
Konzerne eine Entmachtung der im Betriebsverfassungsgesetz formal au­
torisierten Verhandlungspartner der Interessenvertretung der Arbeits­
kräfte und des lokalen Managements voran. Bundesdeutsche Standorte 
sind zwar durch die im Betriebsverfassungsgesetz geregelte Organisati­
onsstruktur der Konzernbetr iebsrä te interessenpolitisch abgedeckt, nicht 
jedoch die Ebene der Business Area oder ähnlicher Produktsegmente. 
Derartige nat ionenübergreifende Strukturen mit starken Business Areas 
widersprechen den auf nationalen Prinzipien beruhenden Vertretungsre­
gelungen in der Bundesrepublik. 

Z u m zweiten werden den im Betriebsverfassungsgesetz benannten Ver­
handlungspartnern im Betrieb konsolidierte, klassische Verhandlungsfel­
der entzogen. In der Nachkriegszeit zentrale Verhandlungsfelder, die zu­
gleich konsolidiert, stark verrechtlicht und normativ abgesichert waren, 
werden aufgrund der in der gesamten Industrie festzustellenden Perso­
nalabbauprozesse angesichts der Dramatik drohender Arbeitslosigkeit 
nebensächlich. V o r allem eines der bislang wichtigsten konsolidierten 
Verhandlungsfelder, die Beschäftigungssicherung, wird brüchig. V o r vol l ­
endete Tatsachen von Werkschl ießungen oder Produktionsteilverlage­
rungen ins Ausland gestellt, verbleiben der betrieblichen Interessenver­
tretung und den Gewerkschaften allenfalls Nachhutgefechte bei der Aus­
handlung von Sozialplänen, bei der Auswahl der existentiell am wenig­
sten bedrohten Beschäftigten oder bei der sozialen und wirtschaftlichen 
Abfederung der Entlassenen durch Vorruhestandsregelungen und die 
Nutzung der natürl ichen Fluktuation sowie durch die Einrichtung von 
Beschäftigungs- oder Service-Gesellschaften. Andere bisher wichtige und 
konsolidierte Verhandlungsfelder wie Entgelt- und Lohnregelungen, 
Zeitwirtschaft, Arbeitszeit, Belastung, Arbeitsumfeld und -Sicherheit etc. 
werden angesichts drohender Standortschl ießungen tendenziell unwichtig 
gegenüber der Absicherung des Arbeitsplatzes von Kollegen. 

Z u m dritten werden in den u.a. im Zuge systemischer Rationalisierung 
schlank gemachten Produktionsbetrieben die in der Vergangenheit unge-
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regelten, prekären Verhandlungsfelder zunehmend wichtiger. Das A b ­
drängen auf prekäre Verhandlungsfelder äußer t sich beispielsweise in der 
vermehrten Praxis vieler Unternehmensleitungen, die Betr iebsrä te im 
Sinne des Co-Managements bei Entwicklungen und Planungen möglichst 
frühzeitig in Form „weicher" Meinungsäußerungschancen einzubeziehen. 
Besonders Matrixstrukturen verstärken die bekannten Ambivalenzen von 
Co-Management und schaffen neue Belastungen der Interessenvertre­
tung. 

Z u m vierten wurde deutlich, daß in transnationalen Produkt ionsverbün­
den im Falle der ausschließlichen Regelung von Verhandlungsfeldern auf 
lokaler Ebene eine effiziente und wirksame Interessenvertretung nicht 
mehr stattfinden kann. Es ist bisher aber den Betr iebsrä ten und Gewerk­
schaften offensichtlich nicht gelungen, im Ausgleich zum Wegfall konsoli­
dierter Verhandlungsfelder gegenwärtig wichtige, in der Vergangenheit 
jedoch ungeregelte, p rekäre Verhandlungsfelder neu zu besetzen. Damit 
bestät igen sich im großen und ganzen die in Abschnitt 1 skizzierten Be­
funde von Düll und Bechtle (1991). Offensichtlich unterscheiden sich in 
Produktionsnetzwerken die Auswirkungen auf die industriellen Bezie­
hungen durch transnationale Strategien von den Steuerungsstrategien in 
einer zentralistisch geführten, „s imulier ten" Fabrik nur in Details, nicht 
jedoch grundlegend. 

Statt dessen müssen Institutionen und Regularien geschaffen werden, die 
den gesamten Konzernverbund und insbesondere die strategischen Ent­
scheidungsgremien in eine erweiterte Interessenvertretung und Mitbe­
stimmung einbeziehen. 1 4 Zur Aufrechterhaltung der Handlungsfähigkeit 
sind für die Betr iebsräte Informationen über die generellen Konzernstra­
tegien sowie die Situation an den jeweils anderen Standorten des Produk­
tionsverbunds unerläßlich (vgl. Flecker 1996). U m die Erosionstendenzen 
auszugleichen und um eine dem bisherigen Status vergleichbare Rechtssi­
cherheit zu schaffen, m ü ß t e n aus der Interessenlage der deutschen Be­
tr iebsräte und Gewerkschaften deshalb neuartige, das Betriebsverfas­
sungsgesetz ergänzende Institutionen und Regularien geschaffen werden, 
die den gesamten Konzernverbund und insbesondere die strategischen 
Entscheidungsgremien in eine erweiterte Interessenvertretung und M i t ­
bestimmung einbeziehen: so z .B. zur Verortung von Investitionen im 
Produktionsnetzwerk; zur Festlegung der Organisationsstrukturen; zur 

14 Zu ähnlichen Befunden kommt auch Schienstock aus einer Analyse vorwie­
gend angelsächsischer empirischer Literatur (1994). 
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Herstellung der zwischenbetrieblichen Leistungs- und Kostentransparenz 
für die Betr iebsräte ; zur Aushandlung von Produktionssteuerung und 
Kapazitätsausgleich über das gesamte Produktionsnetzwerk; zu der dem 
Management, nicht hingegen den Betr iebsräten, einsichtigen zwischenbe­
trieblichen Leistungs- und Kostentransparenz; zur Definition von Bench-
marking-Kriterien; zur Mitbestimmung in den neuen supranationalen 
Entscheidungsgremien u.a. Vergleichbare Schlußfolgerungen zur notwen­
digen Veränderung von Betriebsrats- und Gewerkschaftspolitik zog be­
reits Al tmann (1992b). Derartige Ansätze zur kompensatorischen Konso­
lidierung neuer Verhandlungsfelder sind nicht bzw. kaum sichtbar. Denn 
die Organisationsstrukturen der gewerkschaftlichen und betrieblichen In­
teressenvertretung hinken der Internationalisierung des Verhandlungs­
gegners trotz der in Umsetzung befindlichen Einrichtung von Euro-Be­
tr iebsräten bei weitem hinterher. 

4. Neue Verhandlungsfelder für Betr iebsräte und Gewerk­
schaften? 

4.1 Transnationale Optionen und Handlungsebenen der Interessen­
vertretung 

Die Konsequenzen aus diesem Wechselspiel von Fragmentierung und 
Neubildung von Unternehmenseinheiten hinsichtlich der Politisierungsfä­
higkeit und der Chancen zur Interessenvertretung der Arbeitskraftseite 
dürften sich durchaus als existentielle erweisen. Zwar scheinen die Ge­
werkschaften das Problem erkannt zu haben, jedoch stellen sich bei Inter­
nationalisierung und Globalisierung weitreichendere Anforderungen an 
koordinierte Anstrengungen der Einzelgewerkschaften auf nationaler 
Ebene sowie hinsichtlich internationaler Gewerkschaftsstrukturen 
(Zwickel 1995). Wenn - wie zu zeigen versucht wurde - in den beschrie­
benen Netzwerk-Formen der Unternehmenskonzentration und -verbün­
de kein einheitlicher Kollektivakteur identifizierbar ist: Wie läßt sich 
dann eine derartige Unternehmensgruppe in die politische Verantwor­
tung nehmen? A u f welcher Ebene sind Verhandlungen mit wem zu füh­
ren? Welche Institutionen und Organisationen könnten den ökonomi­
schen Interessen global agierender Unternehmen wirksam im Sinne ge­
sellschaftlicher, wirtschafts- und beschäftigungspolitischer Schadensmini-
mierung Grenzen setzen, wenn sie wollten? Inwieweit gelingt es den Ge-

Von Behr/Hirsch-Kreinsen (1998): Globale Produktion und Industriearbeit. 
http://nbn-resolving.de/urn:nbn:de:0168-ssoar-67584 



werkschaften, bei Verhandlungen auf internationaler Ebene die beste­
hende „regionale und nationale Interessenbornierung" (Döhl , Sauer 
1995) zu überwinden? A u f welchem nationalen Rechts- und Tarifsystem 
ist aufzubauen? Mi t welchen Organisationsformen und Entscheidungs­
strukturen wird einer derartigen „vielköpfigen Hydra" (Teubner 1991) 
der Kampf angesagt? Wie lassen sich die Werktä t igen , die (noch) in 
Deutschland einen Arbeitsplatz innehaben, mobilisieren? 

Es sollen hier nicht die in die Umsetzung der Währungsunion und eine 
forcierte europäische Integration gesetzten Hoffnungen thematisiert wer­
den, die neben der wirtschaftlichen auch die Vereinheitlichung und Ver­
ankerung sozialpolitischer und ökologischer Konvergenzkriterien in der 
ganzen E U beinhalten müß ten und damit wieder einheitliche Arbeits-, 
Sozial-, Steuer- und Kostenstandards schaffen könn ten (Hickel 1996; 
Mahnkopf 1996; Mart in , Schumann 1996; Kuda , Lang 1997), da hier ange­
sichts der gegenwärtigen politischen Großwet te r lage Skepsis hinsichtlich 
der Chancen und der zumeist unterstellten positiven Konsequenzen ange­
bracht scheint (Keller 1996a; Schmid, Mayer 1996). 

Es sollen im folgenden demgegenüber die Möglichkeiten und Ansatz­
punkte für die betriebliche Interessenvertretung und Gewerkschaften nur 
kurz benannt, nicht aber breiter diskutiert werden. D ie in der gewerk­
schaftspolitischen Diskussion aufgestellten Forderungen lassen sich dabei 
fünf Ebenen zuordnen: 1 5 

1. A u f der betrieblichen Ebene ließen sich die im vorangegangenen A b ­
schnitt benannten brachliegenden Verhandlungsfelder aufgreifen 
und wieder konsolidieren, wobei darüber hinaus die Mitbestimmung 

15 Würde man den - auf einer zutreffenden und treffenden Analyse basierenden 
- Schlußfolgerungen von Beck (1996) Realisierungschancen einräumen, müß­
te man als sechsten Ansatzpunkt den „Aufbruch" in eine „zweite Moderne" 
aufnehmen, wobei den Gewerkschaften als ihre Aufgabe folgendes in das 
Stammbuch geschrieben werden würde: „Erstens: Die Falle einer bloß protek-
tionistischen Politik, die die alte Ordnung verteidigt, meiden. (...) Zweitens: 
Die Rhetorik der Globalisierung mit den Fakten der Globalisierung konfron­
tieren. (...) Drittens: Nicht nur zum Anwalt der Arbeit, Arbeitsgesellschaft 
(...) werden, sondern sich mehr zum Anwalt von (a) Globalisierungsverlierern, 
(b) von Citizenship - politische Freiheitsrechte - der zweiten Moderne ma­
chen" (Beck 1996, S. 680). Abgesehen vom zweiten Aspekt liefen diese For­
derungen aber wohl allenfalls auf einen Rückzug der Gewerkschaften aus 
konsolidierten Verhandlungsfeldern und die Befassung mit dem Aufbau einer 
Zivilgesellschaft als Kompensation zum Verlust der eigentlichen Machtbasis 
„Mitbestimmung in der Arbeitswelt" hinaus. 
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am Arbeitsplatz in den Bereichen Arbeitsorganisation, Arbeits- und 
Gesundheitsschutz sowie Personal- und Qualifikationsentwicklung 
präzisiert und ausgeweitet werden könn te (vgl. Brandherm, Zuleger 
1996). 

2. A u f der Unternehmensebene ginge es um eine verbesserte vertikale 
und horizontale Abstimmung, Koordinierung und Kooperation der 
Interessenvertretung (Betr iebsräte , Gesamt- und Konzernbet r iebsrä­
te sowie der Aufsichtsratsvertreterinnen) (vgl. ebd.). 

3. Konzernweit könnten die gesetzlichen Regelungen und die Umset­
zungsprozeduren zu einem Euro- oder Welt-Betriebsrat vorangetrie­
ben und ausgeweitet werden (hierzu ausführlich: Deppe 1992; Le ­
cher 1996; Marginson, Sisson 1996; Stützel 1996). 

4. A u f europäischer Ebene müß ten die Voraussetzungen für europa­
weite Kollektivverhandlungen und international organisierte Ge­
werkschaftsorganisationen geschaffen werden (hierzu ausführlich: 
Düll 1996; Kel ler 1995; 1996; 1996a; Kuda , Lang 1997). 

5. A u f einer regionalen Ebene könn te durch regionale Netzwerke und 
Bündnisse zwischen den Gewerkschaften und bündnisfähigen Wirt­
schafts- und Verwaltungspartnern Druck in Richtung einer verän­
derten staatlichen und öffentlichen Wirtschaftspolitik ausgeübt wer­
den (vgl. dazu Brandherm, Zuleger 1996; Lompe 1996). 

A l l e diese Ebenen erwägend, dürfte dem Instrument der Euro-Betriebs­
räte die bei weitem größte Realisierungschance e inzuräumen sein. So 
analysiert Kel ler aus rechtlicher Perspektive vier Alternativen europäi­
scher Kollektivverhandlungen: eine supranationale-branchenübergreifen-
de mit Vereinbarungen zwischen dem Europäischen Gewerkschaftsbund 
( E G B ) und dem (eher informellen) Arbei tgeberzusammenschluß 
U N I C E , eine branchenweit-sektorale mit Vereinbarungen zwischen Ge­
werkschaftsausschüssen und entsprechenden Organisationen der Unter­
nehmen, eine interregionale in Grenzregionen und eine transnational-be­
triebliche mit Vereinbarungen zwischen Euro-Bet r iebsrä ten ( E B R ) und 
dem jeweiligen Konzernmanagement. Rechtliche, institutionelle, interes­
senpolitische, organisatorische Bedingungen sowie Implementationsnot­
wendigkeiten in Betracht gezogen, gesteht Kel ler den ersten drei Al ter ­
nativen kaum Hoffnung auf Realisierung zu. D ie besten Umsetzungs­
chancen böten hingegen konzernzentrierte Kollektivvereinbarungen mit 
maßgebl icher Beteiligung von Euro-Bet r iebsrä ten , womit aber nicht nur 
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positive Konsequenzen für das elaborierte deutsche System industrieller 
Beziehungen verbunden sind. So ist bei der Einrichtung von Euro-Be­
tr iebsräten in transnationalen Konzernen nicht mit weitreichenden, dem 
Betriebsverfassungsgesetz entsprechenden Mitbestimmungsregelungen 
zu rechnen. A u ß e r d e m findet mit Euro-Bet r iebsrä ten Mitbestimmung ge­
wissermaßen ohne bzw. mit nur informeller Einbeziehung der Gewerk­
schaften statt (Keller 1995; vgl. auch Streeck 1996). 

A u c h Nicola Düll (1996) kommt für den Bereich der europäischen Kol­
lektivverhandlungen zu skeptischen Einschätzungen und konstatiert ein 
„Verhandlungsvakuum". Dies kommt auf Seiten der Gewerkschaftsorga­
nisationen durch eine Reihe von Interessendivergenzen zwischen und in­
nerhalb der nationalen Gewerkschaftsbewegungen und durch die man­
gelnde Bereitschaft der nationalen Gewerkschaften zum Machttransfer 
auf die internationale Ebene zustande: Z u m einen sind die internationale 
Einheitlichkeit und die innere Kohäsion wegen Gewerkschaftspluralis­
mus, mangelnder Repräsentat ivi tä t und Interessendivergenzen nicht ge­
geben. Z u m zweiten wirkt der Organisationsgrad des E G B aufgrund der 
ihm von den nationalen Gewerkschaften zugebilligten finanziellen und 
personellen Minimalausstattung nicht als Drohpotential. Z u m dritten 
kann der E G B wegen der geringen Macht- und Finanzüber t ragung keine 
internationale Streikunterstützung in Form eines Ressourcentransfers 
bieten. Diese gewerkschaftsseitigen Defizienzen werden durch die bei 
den Arbeitgebern noch weitaus gravierenderen Probleme der ungeklär­
ten Tariffähigkeit, vor allem aber durch die mangelnde Verhandlungsbe­
reitschaft der Arbe i tgeberverbände , verschärft. 

D i e Argumente aus der Literatur und die aus empirischer Erfahrung ge­
speiste Einschätzung zusammen betrachtet, ist hochgradig Skepsis hin­
sichtlich des Weiterbestehens des normierten Verhandlungssystems in 
seiner bisherigen Form angebracht (vgl. auch Altvater, Mahnkopf 1993; 
Kel le r 1995; 1996; 1996a; Düll 1996; Stein 1996; Streeck 1996a; Lecher 
1997). Neue Verhandlungspotentiale werden sich sicherlich nicht auf der 
Ebene eines einzelnen Betriebsrats und Standorts eröffnen, sondern al­
lenfalls auf der Ebene gesamter Konzerne - und dies möglicherweise al­
lenfalls auf informeller, unverbindlicher und freiwilliger Basis. Das M o ­
dell, dem die meisten Umsetzungschancen auf supranationaler Ebene 
e ingeräumt werden, ist in den Euro-Betriebsräten zu sehen, deren gegen­
wärtige Rechtsgrundlage aber ebenfalls gewisse „Aufweichungen" des 
deutschen Systems normierter Verhandlung nach sich zieht: Z u m einen 
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sind die Möglichkeiten zur Koordinierung und Abstimmung im transna­
tionalen Maßs tab ungleich zwischen der hierarchisch-linienmäßig organi­
sierten Kapitalseite und den parzellierten, zusätzlich durch Sprachbarrie­
ren geschwächten Betr iebsrä ten verteilt. Z u m zweiten liegen die Rechte 
von Euro-Bet r iebsrä ten in transnationalen Konzernen nicht auf dem N i ­
veau der weitreichenden Mitbestimmungsregelungen, die den deutschen 
Betr iebsrä ten auf der Grundlage des Betriebsverfassungsgesetzes zuste­
hen. Rechtlich zugesichert sind allenfalls die schwachen Informations­
rechte und nur in Ansätzen Beratungsrechte, nicht hingegen Mitbestim­
mungsrechte. Zum dritten verliert die zweite Säule des Dualen Systems 
der Interessenvertretung, die Gewerkschaften, gegenüber der deutschen 
Ausprägung an Gewicht im internationalen Verhandlungspoker. Z u m 
vierten werden mit der EU-Richt l in ie in einem transnationalen Konzern 
zwar europäische Mindestregelungen geschaffen, doch welcher interna­
tionale Konzern beschränkt sich auf europäische Standorte. Erst mit der 
Einrichtung von Wel tbet r iebsrä ten wäre die Organisationsstruktur der 
Arbeitskraftseite der Entscheidungsstruktur des Arbeitgebers kongruent, 
wobei aber die für die Euro-Bet r iebsrä te skizzierten Implementations­
probleme nur noch vergrößert werden. Z u m fünften hinkt in nicht weni­
gen international agierenden Konzernen die Umsetzung der E U - R i c h t l i ­
nie zur Einsetzung von Euro-Bet r iebsrä ten dem vorgeschriebenen Zeitra­
ster hinterher (vgl. auch Stützel 1996). 1 6 

16 Angesichts der erst kürzlich erfolgten Implementierung im Untersuchungs­
konzern sind empirische Befunde hierzu nicht zu referieren, da sich erst nach 
einer gewissen Einführungsphase Realisierbarkeit und Durchsetzungsfähig­
keit von Euro-Betriebsräten abschätzen lassen. Die in Abschnitt 3.1 skizzier­
ten Diskrepanzen zwischen der interessenpolitischen Bewältigung der natio­
nalen Konzernebene und der internationalen Business Area-Struktur gelten 
gleichermaßen für die transnationale Ebene. Infolgedessen würde auch ein 
Euro- oder ein Welt-Betriebsrat, abgesehen von den sich stellenden Proble­
men der Implementierung, diese querliegende Business Area-Struktur nicht in 
den Griff bekommen. So waren bereits bei einem von der E G finanzierten 
Vorbereitungskommitee von Betriebsratsvertretern aus Deutschland, Schwe­
den, Dänemark, Norwegen, Finnland und der Schweiz in Schweden Anfang 
der 90er Jahre zwei Lager zu erkennen: Die betriebsnahen Interessenvertreter 
favorisieren eine analog zu den Sparten aufgebaute Struktur, während z.B. die 
Schweden einen „Weltausschuß" befürworten. Bei derartigen Treffen müssen 
zunächst unter den Betriebsratskollegen die jeweiligen nationalen Grundprin­
zipien der Organisation, Struktur und Arbeitsweise von Betriebsräten und 
Gewerkschaften geklärt werden. Mittlerweile fand in Brüssel die konstituie­
rende Sitzung zum Euro-Betriebsrat statt, der (inkl. osteuropäischer Teilneh­
mer) 29 Vertreter umfaßt. Von einem der befragten Betriebsräte wird diese 
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4.2 Institutionelle Neuregelung der Interessenvertretung im Untersu­
chungsfall 

Die Betr iebsräte sowie die örtlichen Gewerkschaftsvertretungen nahmen 
die hier beschriebenen Veränderungen in der Struktur des Untersu­
chungskonzerns unmittelbar nach der Fusion zum Anlaß , gesetzliche Re­
gelungen (des B G B , des Bundesarbeitsgerichts) sowie mögliche Ersatzre­
gelungen des Betriebsverfassungsgesetzes hinsichtlich der Anwendbar­
keit zu prüfen. E i n wesentlicher Bewertungsgegenstand war dabei die 
Frage, wie künftig die Einheit „Bet r ieb" definiert werden könne bzw. wo 
Betriebsgrenzen ggf. auch virtuell zu ziehen wären. In der Folge wurden 
mit der deutschen Konzernleitung neuartige Strukturen der Interessen­
vertretung ausgehandelt, die zwar nicht vollständig mit den Regelungen 
des Betriebsverfassungsgesetzes übere ins t immen, aber dennoch eine 
funktionsfähige Interessenvertretung erlauben sollen. D ie wesentlichen 
Abweichungen sind in den „Arbei tsgemeinschaften" und den „Standort­
be t r iebsrä ten" zu sehen (vgl. zur Struktur auch die ausführliche Beschrei­
bung bei Huber, Kotthoff 1994): 

Der für Deutschland zuständige, auf die Dauer von vier Jahren gewählte Kon­
zernbetriebsrat rekrutiert sich diversen Betriebsvereinbarungen zufolge aus je­
weils vier Betriebsräten der fünf Arbeitsgemeinschaften der Vorstandsreferate 
(jeweils dem Arbeiter- und Angestelltenvertreter sowie je einem Stellvertreter), 
so daß der Konzernbetriebsrat insgesamt 20 Personen umfaßt. Diese Arbeitsge­
meinschaften entsprechen den Unternehmenssparten Stromerzeugung, Strom­
übertragung und -Verteilung, Industrie, Gebäudeausrüstung und Außenorganisa­
tion. Das Stimmgewicht der in den Konzernbetriebsrat Entsandten errechnet sich 
aus der Gesamtzahl der vertretenen Arbeitnehmergruppe. Die Delegierung zu 
diesen nicht im Betriebsverfassungsgesetz erwähnten Arbeitsgemeinschaften ver­
läuft unterschiedlich je nach Regelung an den einzelnen Standorten. Nach dem 
Betriebsverfassungsgesetz müssen für jeden Betrieb mit mehr als 20 Arbeitneh­
mern in Abhängigkeit von der Betriebsgröße jeweils einer oder mehrere freige­
stellte oder nicht freigestellte Betriebsräte gewählt werden. In Unternehmen, die 
mehrere Betriebsstätten umfassen, werden für diese übergreifende Unterneh-

Sitzung als reine Informationsveranstaltung und als „Bühne für den Europa­
chef" des Konzerns angesehen, da diesen Euro-Betriebsräten keinerlei Mitbe­
stimmungsrechte zugebilligt sind und die Tagesordnung der Sitzung im we­
sentlichen vom Europaleiter erstellt und mit Referenten besetzt wird. Eine 
wichtige positive Funktion liegt allerdings in der Chance zur Kontaktaufnah­
me zu den Betriebsräten aus den beteiligten Ländern, zum wechselseitigen In­
formationsaustausch und zur Vorbereitung wechselseitiger Besuche in den 
Werken. Insbesondere zwischen den deutschen Delegierten und den Schwei­
zern und Österreichern bestehen bereits jetzt gute Kontakte mit ständiger 
Kommunikation und Information. 
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menseinheit und für jeweils einzelne rechtlich eigenständige Gesellschaften wie­
derum Gesamtbetriebsräte gewählt. Zur unternehmensweiten Abstimmung der 
Betriebsratsarbeit findet monatlich ein Treffen der Betriebsräte jeder rechtlich 
selbständigen Gesellschaft statt. Der Betriebsrat der deutschen Zentrale verlang­
te davon abweichend bzw. als Ergänzung dazu die Einführung eines Standortbe­
triebsrats, der die Interessenvertretung verschiedener Gesellschaften am gleichen 
Standort umfassen sollte. In einer Betriebsvereinbarung wurde die Einrichtung 
des Standortbetriebsrats als eine allgemein für die deutsche Kraftwerke A G gülti­
ge Regelung festgehalten. Jeder (Gesamt- oder Standort-)Betriebsrat entsendet 
jeweils einen Arbeiter- und einen Angestelltenvertreter in die Arbeitsgemein­
schaft des jeweiligen Vorstandsreferats. Diese Arbeitsgemeinschaften treten jähr­
lich viermal zum Informationsaustausch und zur Vorbereitung konzernweiter Re­
gelungen zusammen. Diese Regelungen zu den Standortbetriebsräten gehen zwar 
nicht konform mit dem Betriebsverfassungsgesetz, haben sich aber aus Sicht der 
befragten Betriebsräte bewährt. Sie blieben auch nach dem formalen Auslaufen 
der Betriebsvereinbarung (zum 31.12.1996) trotz Verhandlungen innerhalb der 
Gesellschaft über den Erhalt dieser Struktur erhalten und wurden ungekündigt 
weitergeführt. 

D i e Gremien für die Verhandlungen zwischen den Betr iebsräten und den 
Konzerneinheiten sind infolge der Konzernstruktur auf verschiedenen 
Ebenen angesiedelt. Jeweils abhängig von der zu verhandelnden Thema­
tik kommt als Verhandlungsgegenüber der Betr iebsrä te und Gewerk­
schaften eine Vielzahl von Arbeitgebervertretern in Frage, wobei die Z u ­
weisung der Interessen und Zuständigkei ten nicht immer trennscharf ist. 

Betriebsvereinbarungen werden auf Standortebene oder Konzernebene abge­
schlossen. Auf der Konzernebene sind die Gesprächspartner Mitglieder der Hol­
ding aus dem Personal- und dem Gesamtvorstand. Mit dem obersten Vertreter 
der deutschen Landesgesellschaft wird einmal im Vierteljahr gesprochen. Dane­
ben finden Treffen mit den Vorständen aus den Sparten statt. Ausgeschlossen 
von der Verhandlung sind einzelne Themen, die in Zürich für den gesamten Ver­
bund konzernweit festgelegt werden (Altersvorsorge, Geschäftsreisen ...). Mit der 
Einsetzung eines Konzernbetriebsrats kam es in den deutschen Werken zu einer 
tendenziellen Vereinheitlichung in der Interessenpolitik bei relativ hoher Domi­
nanz des Standorts der deutschen Konzernzentrale.1 7 

17 Aus dieser Vereinheitlichung versuchte der Betriebsrat eines nicht am Sitz der 
Zentrale ansässigen Werks, immer wieder auszubrechen. Aufgrund negativer 
Erfahrungen bei Vereinbarungen über die Arbeitssicherheit, die eine „unfle­
xible" Zentralstelle verhandelte, wagte man z.B. bei den Verhandlungen über 
die betriebliche Altersversorgung ein Ausscheren. Das Beibehalten der lokal 
besseren Regelungen konnte - wie auch beim Verbesserungs- und Vorschlags­
wesen - durchgesetzt werden. Allerdings mußten hierzu gemeinsam mit der 
Geschäftsleitung ergänzend zur zentral ausgehandelten Regelung Verbesse­
rungen für die Arbeitnehmer der zwei Schwesterwerke der GmbH festge­
schrieben werden, da eine eigene Betriebsvereinbarung wegen des Vorliegens 
einer Vereinbarung auf Konzernebene nicht wirksam gewesen wäre. Schließ-
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Als Verhandlungsarena der Standort- oder Gesamtbetriebsräte fungiert in der Re­
gel die einmal im Monat stattfindende Werkleitersitzung, in der jeweils die Ge­
schäftsführer, die Personalleiter und die Werkleiter von Einzelgesellschaften so­
wie ggf. weitere Fachleute zusammentreffen. In den lokalen Gesellschaften des 
Konzerns werden monatliche Treffen zwischen den Betriebsräten und der Perso­
nalleitung abgehalten; außerdem nehmen die Betriebsräte an regelmäßigen Pla­
nungsbesprechungen der Geschäftsleitung teil. Im Kraftwerkbereich finden jeden 
Monat Gespräche mit verschiedenen Teilen des Geschäftsführerausschusses statt. 
Dort werden standortübergreifende Themen für die jeweiligen Produktsegmente 
behandelt wie Weihnachtsregelungen, EDV-Einführungen, Zutrittskontrollen im 
Betrieb usw. Ein wichtiges Instrument des Betriebsrats ist der Ausschuß für wirt­
schaftliche Angelegenheiten. Insbesondere bei Planungen von Neuinvestitionen 
und deren Konsequenzen bzw. von betrieblichen Konzepten für Lohnsysteme, 
Beschäftigungsvolumen, Personalabbaumaßnahmen, Arbeitszeiten, Schichtrege­
lungen etc. müssen Vertreter der Geschäftsleitung oder auch ggf. der Business 
Area auf Einladung der Betriebsräte in diesem Ausschuß Rede und Antwort ste­
hen. 

Trotz dieser offensiven Reaktionsweise der Betr iebsrä te und Gewerk­
schaften sowie der relativen Offenheit der deutschen Konzernleitung für 
Konsenslösungen wird an dieser Vertretungsstruktur deutlich, daß die je­
weiligen bundesdeutschen Standorte gestützt auf das Betriebsverfas­
sungsgesetz durch die Organisationsstruktur der Konzernbet r iebsrä te in­
teressenpolitisch abgedeckt sind, nicht jedoch die Ebene der internationa­
len Business Areas. Direkte Beratungen zwischen der Business Area -Le i -
tung und den Betr iebsräten kommen allenfalls auf Vermittlung des deut­
schen AG-Vors tands und nur zu bestimmten Punkten zustande. Im 
Grunde handelt es sich aber um eine nicht erzwingbare „good will tour 
der Business A r e a " (ein Konzern- und Standort-Betriebsrat). D ie Matrix­
struktur des Elektrokonzerns mit ihren Business Areas liegt quer zu jegli­
chen Vertretungsregelungen in der Bundesrepublik, die auf nationalen 
Vertretungsprinzipien beruhen. 

4.3 Offene Fragen 

D i e Eingangsfrage zu Erosion oder Wandel läßt sich nach den Ausfüh­
rungen nunmehr folgendermaßen beantworten: Be i den gegenwärtigen 
gesetzlichen und institutionellen Bedingungen wird das deutsche System 
der normierten Verhandlung massiven Erosionstendenzen ausgesetzt. 

lich wurden z.B. auf Konzernebene sehr ausführliche und weitreichende Per­
sonalfragebögen vereinbart. In Zusammenarbeit mit der lokalen Personalab­
teilung konnte der Betriebsrat erreichen, daß einzelne Fragen gestrichen wur­
den, die den Werker zum „gläsernen Arbeitnehmer" gemacht hätten. 
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Korrektive für die Erosion hängen in hohem Maße von der Mobilisie­
rungsfähigkeit der Gewerkschaften und der Bet r iebsrä te sowie der A r ­
beitnehmer in den Produkt ionsverbünden ab. 

Dies in Betracht gezogen, verbleibt - ausgehend von den Befunden - ab­
schließend mindestens zu drei Themenbünde ln sozialwissenschaftlicher 
Forschungsbedarf: 

1. Welche Reaktionsweisen lassen sich im Insti tutionengefüge des 
deutschen Systems industrieller Beziehungen identifizieren? Im ein­
zelnen: Wie ist der Realisierungsgrad von Euro-Bet r iebsrä ten , wel­
che Typen lassen sich mit welchen Folgen und Problemen nachwei­
sen, und welche Auswirkungen haben Euro-Bet r iebsrä te auf die na­
tionalen Systeme der Arbeitsbeziehungen? Lassen sich in anderen 
Unte rnehmensverbünden neue Aktions- und Reaktionsformen von 
Betr iebsräten und Gewerkschaften feststellen? Inwieweit lassen sich 
neue institutionelle und organisatorische Formen, Strukturen und 
Regularien für Interessenvertretung schaffen? U n d schließlich: Wel ­
chen Erfordernissen sieht sich damit die internationale solidarische 
Gewerkschaftspolitik gegenüber und welche Konsequenzen hat dies 
für die gegenwärtige nationale Gewerkschaftsorganisation (Hoff­
mann 1997)? 

2. Inwieweit läßt sich die eingeschränkte empirische und methodologi­
sche Repräsentat ivi tä t des vorliegenden Beitrags vernachlässigen, 
und inwieweit deuten sich in den beschriebenen Befunden über den 
Untersuchungsfall hinausweisende Generalaussagen zu transnationa­
len Konzernen oder generell international agierenden Konzernen 
an? 

3. Schließlich ist ein wesentliches Charakteristikum transnationaler 
Produkt ionsverbünde die Einbindung jedes einzelnen Betriebs in die 
Wertschöpfungsket te in einer Weise, in der die Leistungserbringung 
dieses Betriebs im Netzwerk durch Spezialisierung nahezu unver­
gleichlichen Charakter erhält . Zur Leistungserstellung des Netz­
werks sind Zulieferungen jedes einzelnen Glieds dieser Kette vonnö-
ten. Je einzigartiger damit die Leistung des Werks ist, das - wie es 
das auf die Vermeidung von Redundanzen angelegte transnationale 
Netzwerk vorsieht - einen Beitrag leistet, eine desto höhere Bedeu­
tung, Machtposition und Einflußchance kann dieses Fraktal erhalten 
(vgl. auch Flecker, Schienstock 1994, S. 632). Möglicherweise gewin-
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nen damit auch neue, über betriebliche Fraktionen hinausweisende, 
Koalitionen und Abstimmungen an Bedeutung (Küpper , Ortmann 
1988; Faust u.a. 1994). D a das lokale Management nicht selten der 
Konzernpolitik genauso ausgeliefert ist wie die betriebliche Interes­
senvertretung - wie bereits in Abschnitt 3.1 aufgeführt -, könnte es 
sich aus zweifelsohne nachweisbaren Solidarisierungen Vorteile er­
hoffen. Die wirklich spannende Frage wäre dabei allerdings, inwie­
weit sich für transnationale Konzerne auch Fälle nachweisen lassen, 
in denen eine im Konzern getroffene M a ß n a h m e durch koordinierte 
Akt ionen der Geschäftsführung und des Betriebsrats zumindest ab­
geändert werden konnte. 
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